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ihrer Betätigung lag 1919/1920 auf poli-
tischem und wirtschaftlichem Gebiet, im
Streben, die drückende materielle Not
der Massen durch „proletarische Selbst-
hilfe“ zu lindern: bei der Aufbringung
der Lebensmittel, im Kampf gegen
Schleich- und Kettenhandel, Schieber-
tum, Verheimlichung von Vorräten, Wu-
cher und Preistreiberei, weiters im Woh-
nungswesen, bei der Verkehrs- und Waf-
fenkontrolle und im Fürsorge- und Ge-
sundheitswesen. 

Die Arbeiterräte waren eine wirkliche
Massenorganisation, die es bis in die
kleinsten Ortschaften gab. Ihr Unter-
schied zu den 1919 gleichzeitig geschaf-
fenen Betriebsräten bestand darin, dass
sie ihre politischen und wirtschaftlichen
Aktivitäten außerhalb der Fabriktore er-
füllten und zu erfüllen hatten, sie also in
das innerbetriebliche Verhältnis zwi-
schen Kapital und Arbeit und Unterneh-
mern und Belegschaften nicht eingriffen.
Deshalb zielte man von Seiten der Sozial-
demokratischen Partei und der Gewerk-
schaftsführung darauf ab, solche Organe
in Form der Betriebsräte zu schaffen.

DDeerr IInnhhaalltt ddeess
BBeettrriieebbssrräätteeggeesseettzzeess

Was waren die wesentlichen Bestim-
mungen des BRG von 1919? Zehn Punk-
te sind hier zu nennen:
1) Die Betriebsräte sind berufen, die wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen In-
teressen der Arbeiter und Angestellten im
Betrieb wahrzunehmen und zu fördern.
2) Die Betriebsräte haben in Betrieben, wo
Kollektivverträge bestehen, deren Durch-
führung und Einhaltung unter Mitwirkung
der Gewerkschaften zu überwachen.
3) Die Erlassung oder Änderung der Ar-
beitsordnung darf nur mit Zustimmung
der Betriebsräte erfolgen.
4) Der Betriebsrat hat das Recht, die
Durchführung und Einhaltung aller Ar-
beiterschutzgesetze, die auf den Betrieb
Anwendung finden, zu überwachen und
erforderlichenfalls die zuständigen Auf-
sichtsbehörden anzurufen.

Rätebewegung. „Räte“ in Form von Ar-
beiterräten, Soldatenräten und manchmal
auch Bauernräten nach dem Modell der
„Sowjets“ in Russland war und ist der
spezifische historisch-politische Begriff
für Vertretungsorgane, die sich damals
die unteren Sozialschichten selbst schuf-
en. Die Räte kennzeichnete eine neue,
nur bei ihnen zu beobachtende Art der
Willensbildung, die man als „Rätesy-
stem“ oder „Rätedemokratie“ definierte.
Ihr Kernstück war das imperative Man-
dat, die Maxime permanenter Kontrolle
der Gewählten seitens der Wähler, ihrer
ständigen Rechenschaftspflicht gegenü-
ber den Wählern und ihrer jederzeitigen
Abberufbarkeit durch die Wähler. Die
Gewaltenteilung verwerfend, verkörper-
ten sie den Grundsatz der Einheit von
Beschlussfassung und Durchführung, der
Verschmelzung von legislativer und exe-
kutiver Gewalt und das Prinzip, normen-
gebend und vollziehend zugleich zu sein.
Sie verstanden sich als Gegenpol zum
parlamentarisch-demokratischen Reprä-
sentativsystem und als potentieller Ablö-
ser des bürgerlichen Staates. Die an seine
Stelle tretende Alternative, die „Rätere-
publik“, sollte auf der Basis einer soziali-
sierten Wirtschaft die rätedemokrati-
schen Prinzipien verwirklichen.3

Die Rätebewegung in der Endphase
des Weltkrieges und den ersten Nach-
kriegsjahren war eine internationale Er-
scheinung. Organisationen ihres Typs
gab es, für kürzere oder längere Zeit und
mehr oder weniger entwickelt, außer in
Russland noch in Deutschland, Öster-
reich, Ungarn, Italien, Polen, Finnland,
der Tschechoslowakei, den Niederlan-
den, England, Norwegen und Luxem-
burg. Eine realpolitisch wirksame Be-
deutung erlangten die Räte aber nur in
vier Ländern: in Russland, Deutschland,
Österreich und Ungarn.

In Österreich entstanden die Arbei-
terräte während des größten Mas-
senstreiks, den unser Land je erlebte,
während des Jännerstreiks 1918, und sie
existierten bis 1924. Der Schwerpunkt

Vor 90 Jahren, am 15. Mai 1919,
verabschiedete die Konstituierende
Nationalversammlung der Repu-

blik Deutschösterreich das Betriebsrätege-
setz (BRG).1 Das BRG von 1919 war eine
substanzielle Errungenschaft und ein ge-
waltiger Fortschritt, der über das, was sich
die Arbeiterschaft bis dahin auf Betriebse-
bene erkämpft hatte, weit hinausragte.

Bis zu dem Zeitpunkt gab es als Inter-
essensvertretung gegenüber dem Unter-
nehmer und der Firmenleitung lediglich
die Einrichtung der gewerkschaftlichen
Vertrauensmänner. Sie war juristisch
nicht anerkannt, de facto aber wirksam,
weil eine Gewerkschaftsorganisation
existierte, die diese Interessen bei Lohn-
verhandlungen und innerbetrieblichen
Fragen wie Arbeitsordnung und gesund-
heitliche Schutzvorkehrungen wahr-
nahm. Einen gesetzlichen Rückhalt hatte
das System der gewerkschaftlichen Ver-
trauensmänner aber in der Zeit der Habs-
burgermonarchie bis 1918 nicht.

HHiissttoorriisscchhee VVoorrbbeeddiinngguunnggeenn
Es waren in der Hauptsache vier Quel-

len, aus denen die Betriebsräteidee er-
floss: Zum Ersten die gesellschaftliche
Gesamtsituation in Österreich und euro-
paweit, als eine massenhaft mobilisierte,
radikalisierte, politisierte, nach einer so-
zialistischen Ordnung strebende Arbei-
terklasse an den Grundfesten kapitalisti-
scher Herrschaft rüttelte. Zum Zweiten
die katastrophalen Erfahrungen, die die
österreichische Arbeiterbewegung in der
Zeit des 1. Weltkriegs mit den brutalen
Ausbeutungsmethoden der Kapitalisten
machen musste; wie sie aussahen, kann
in einem jüngst erschienenen Buch des
Autors nachgelesen werden.2 Die dritte
Quelle war die große Massenbewegung
der Arbeiterräte am Ende der Monarchie
und am Beginn der Ersten Republik; und
zum Vierten war es die Forderung der
Sozialdemokratischen Partei nach der
Sozialisierung der Wirtschaft.

Das revolutionäre Zeitalter der Jahre
1917 bis 1920 gebar die Räteidee und

Das BBetriebsrätegesetz vvom 115. MMai 11919
und sseine BBedeutung
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5) Der Betriebsrat hat an der Aufrecht-
erhaltung der Disziplin im Betrieb mit-
zuwirken.
6) Der Betriebsrat kann die Lohnlisten
und Lohnauszahlungen kontrollieren.
7) Der Betriebsrat kann an der Verwal-
tung aller Wohlfahrtseinrichtungen des
Betriebes teilnehmen.
8) Dem Betriebsrat steht das Recht der
Anfechtung von Kündigungen zu, die aus
politischen Gründen erfolgt sind.
9) Der Betriebsrat hat das Recht, all-
jährlich die Vorlage einer Bilanz, eines
Gewinn- und Verlustausweises und ei-
ner lohnstatistischen Aufstellung zu
verlangen, und
10) Der Betriebsrat hat in Unternehmen,
die nach der Rechtsform der Aktienge-
sellschaft gebildet sind, den Anspruch
auf Entsendung von zwei Vertretern in
den Verwaltungsrat (Aufsichtsrat).4

Wo überall konnte das Gesetz wirk-
sam werden?

Betriebsräte der Arbeiter und Angestell-
ten waren nach dem Gesetzestext von
1919 in allen fabriksmäßigen sowie in al-
len anderen Betrieben mit mindestens 20
Arbeitern und Angestellten in geheimer
Wahl zu wählen. Und Betriebsräte waren
nicht nur in Unternehmen der Industrie,
des Bergbaus, des Handels und Gewer-
bes, sondern auch in Betrieben des Perso-
nen- und Güterverkehrs, in Banken und
Sparkassen, in Versicherungsanstalten je-
der Art, in Post-, Telegrafen- und Tele-
fonbetrieben, in Rechtsanwaltskanzleien,
in Hotels, Pensionen, Gast- und Schank-
betrieben usw. einzurichten.

AAuusseeiinnaannddeerrsseettzzuunnggeenn::
UUnntteerrnneehhmmeerr

Klarerweise gab es gegen das BRG mit
diesen für die damalige Zeit so ein-

wusst arbeitenden Klassen, sondern von
verschiedenen industriellen Vereinigun-
gen und gewerblichen Verbänden, die in
der Tatsache, dass der Unternehmer nicht
mehr Alleinherrscher in der Fabrik sein
sollte, schon die Gefährdung und schwer-
ste Erschütterung des Wirtschaftslebens
erblickten. So wusste am 15. Mai (1919,
H.H.) die Tagespresse zu berichten:

‚Die großdeutschen Abgeordneten fin-
den in ihrer ablehnenden Haltung gegen
das Betriebsrätegesetz eine sehr kräftige
Unterstützung bei zahlreichen Industri-
ellen und gewerblichen Körperschaften,
die im Laufe des gestrigen und heutigen
Tages durch mehrere Abordnungen im
Parlament gegen eine übereilte Erledi-
gung des Gesetzes Einsprache erheben
ließen, da die Gesetzwerdung des Kom-
promissentwurfes eine schwere Gefähr-
dung unserer Volkswirtschaft bedeute.‘“5

AAuusseeiinnaannddeerrsseettzzuunnggeenn::
GGeewweerrkksscchhaafftteenn

Die Bedenken der Gewerkschaften wa-
ren anderer Art. Sie mutmaßten, durch
die Institution der Betriebsräte künftig
„überflüssig“ zu werden und forderten,
dass deren Tätigkeitsgebiet genau abge-
grenzt werden solle. Die Gewerkschaften
befürchteten, dabei durchaus berechtigt,
dass so etwas wie ein Betriebsegoismus
entstehen könnte, und es ergaben sich
auch Meinungsverschiedenheiten über
die Abgrenzung der Kompetenzen der
Gewerkschaften von jenen der Betriebs-
räte. Anfangs gingen nicht wenige Be-
triebsräte von der Anschauung aus, dass
nur ihnen die Aufgabe zukomme, Ver-
einbarungen über Löhne zu treffen; dass
die Durchführung von Lohnbewegungen
nur ihnen unterstehe; dass Personalfra-
gen wie die Aufnahme oder Entlassung
von Belegschaftsmitgliedern auch ihnen
zustünden und dergleichen mehr.

Diese Gefahr war bei einem Rivalitäts-
kampf zwischen Betriebsräten und Ge-
werkschaften sicherlich vorhanden, und
die Gewerkschaftsführung wies richtiger-
weise darauf hin, dass zwar in einzelnen
Fällen die Betriebsräte eines Betriebes in
der Lage wären, durch eigenmächtiges
Vorgehen etwas günstigere Bedingungen
zu erzielen, als die Gewerkschaft durch-
setzen kann, dass aber solche Sondervor-
teile nur mit der Schwächung der übrigen
Arbeiterschichten erkauft werden würden
und daher auf die Dauer unhaltbar seien.
Dass also Solidarität das oberste Prinzip
sein müsse und dass die Einrichtung der
Betriebsräte diese Solidarität innerhalb
des Berufes bzw. des Industriezweiges
nicht unterminieren darf.6

schneidenden Bestimmungen Widerstän-
de. Sie kamen, was nicht weiter verwun-
derlich ist, von Unternehmerseite, aber
interessanterweise auch von Seiten der
Gewerkschaften. Die Argumente der Fa-
brikherren und Firmenchefs liegen auf
der Hand und haben sich im Lauf der 90
Jahre des Bestehens der Einrichtung der
Betriebsräte wenig geändert. Dazu aber
noch Näheres an anderer Stelle. 

Wichtig in dem Zusammenhang ist,
dass es den bürgerlichen Parteien bei der
Verabschiedung des BRG im Parlament
1919 gelang, zwei Veränderungen am
ursprünglichen Entwurf durchzusetzen.
Der Entwurf, im Wesentlichen von Otto
Bauer in seiner Eigenschaft als Präsident
der Sozialisierungskommission ausgear-
beitet, sah nämlich vor, dass Betriebsräte
in Betrieben mit wenigstens zehn Arbei-
tern oder Angestellten errichtet werden
sollten. Das Gesetz bestimmte minde-
stens zwanzig Arbeiter oder Angestellte,
was die in Österreich traditionell nicht
wenigen Klein- und Zwergbetriebe und
die Kleinunternehmer in die Lage ver-
setzte, weiterhin ohne Betriebsräte agie-
ren zu können. Ferner sollten nach dem
Entwurf Betriebsräte auch in Betrieben
der Land- und Forstwirtschaft errichtet
werden, wenn dort mindesten zwanzig
Arbeiter oder Angestellte beschäftigt
waren. Das endgültige Gesetz ließ wegen
des Widerstandes der christlichsozialen
Agrarier diese Bestimmung fallen und
klammerte die Institution der Betriebsrä-
te für den gesamten Bereich der Land-
und Forstwirtschaft aus.

In einer zeitgenössischen Publikation
der österreichischen Sozialdemokratie
hieß es dazu: „Erst als die entschiedenen
Erklärungen der Genossen Bauer und El-
dersch den bürgerlichen Parteien klar-
machten, dass sie, wenn sie sich in der
Sozialisierungsfrage geschlossen gegen
die Sozialdemokraten wenden, auch die
Regierung allein übernehmen mögen,
erst als der Vollzugsausschuss der Arbei-
terräte die bürgerlichen Parteien auf das
Entschiedenste warnte, ihre verbrecheri-
schen Pläne, die Sozialisierungsvorlagen
in irgendeiner Weise im Sinne der Profit-
interessen des Kapitals zu verändern oder
auch nur die Verhandlungen zu ver-
schleppen, fortzusetzen – erst dann ge-
lang es, die Verhandlungen unter gerin-
geren Widerständen weiterzuführen – un-
ter lauten Protesten der Bürgerlichen über
den ‚Terror‘ und den Einfluss von außen
allerdings. Als ob die Vertreter der Bür-
gerlichen nicht unter dem ständigen Ein-
fluss von außen gestanden wären, freilich
nicht unter dem von ungeheuren zielbe-

Otto Bauer (1881–1938)
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Verwaltungsrat sollte die Direktoren er-
nennen, die Warenpreise festsetzen, die
kollektiven Arbeitsverträge mit den Ge-
werkschaften abschließen, über den
Reingewinn verfügen und die Investitio-
nen lenken. Andere Produktionszweige
(größere Betriebe der Leicht- und Kon-
sumgüterindustrie sowie des Handels)
sollten ebenfalls enteignet und Konsum-
vereinen, Genossenschaften und Ge-
meinden in sozialisierter Form verpach-
tet und zur Verwaltung übertragen wer-
den. Durch die Zentralisierung aller so-
zialisierten Betriebe beim Ankauf und
der Zuteilung der Rohstoffe, der Rege-
lung des Produktionsumfanges und der
Preisfestsetzung sollten, wie Otto Bauer
schrieb, „der Gesellschaft die Kosten des
Konkurrenzkampfes zwischen den Un-
ternehmern“ erspart werden.9

Darin liegt der zweite Unterschied
zwischen Sozialisierung und bloßer Ver-
staatlichung.

Drittens sollte durch die Sozialisierung
der Banken und deren Verschmelzung zu
einer nationalen Zentralbank, die über
die Kapitalien der gesamten Gesellschaft
verfügt und entscheidet, welchen Pro-
duktionszweigen diese Kapitalien zuge-
führt werden, die kapitalistische Anar-
chie überwunden werden. Otto Bauer
schrieb: „Der Verwaltungsrat der natio-
nalen Zentralbank wird zur obersten
wirtschaftlichen Behörde, zum höchsten
leitenden Organ der ganzen Volkswirt-
schaft. Erst durch die Sozialisierung der
Banken gewinnt die Gesellschaft die
Macht, ihre Arbeit planmäßig zu leiten,
planmäßig auf die einzelnen Zweige der
Produktion zu verteilen, planmäßig dem
Bedarf des Volkes anzupassen.“10

Hier, in der Forderung nach der Plan-
wirtschaft, haben wir den dritten Unter-
schied zwischen Sozialisierung und
Verstaatlichung.

Vergegenwärtigt man sich das, wird
offenkundig, welch ein himmelweiter
Unterschied zwischen dem früheren Re-
formismus klassischer Prägung und dem
Agieren eines Vranitzky, Verzetnitsch,
Klima, Gusenbauer, Hundstorfer, Faym-
ann usw. klafft, die unter der Flagge der
„Reform“ im Wind jener segeln, die da-
mit die Kürzung von Sozialleistungen
und die Abschaffung einstens erkämpfter
wirklicher Reformen sowohl meinen als
auch emsig betreiben.

MMeetthhooddeenn ddeerr UUmmggeehhuunngg
ddeess BBeettrriieebbssrräätteeggeesseettzzeess

Wie verhielten sich die Unternehmer
damals gegenüber der neuen Institution
der Betriebsräte und mit welchen Mitteln

trachteten sie das BRG zu durchlöchern
oder zu umgehen?

Eines der Standardargumente von ih-
nen war, dass sich nun zwischen das
„gute Verhältnis“ zwischen Industrie
und Gewerkschaften ein unberechenba-
rer „dritter Faktor“ einschieben würde.
Man sagte, dass das Verhältnis zwischen
Betriebsleitung und Belegschaft ja doch
tadellos sei und zu keinen Klagen Anlass
gäbe, Betriebsräte also die gute Atmo-
sphäre in der Firma nur stören würden. 

Klingt vertraut in unseren Ohren.
Überhaupt ist die Kapitalistenklasse
recht phantasielos, wenn es um das Weh-
klagen über „Belastungen“ wie das
„Aufdrängen“ von Betriebsräten, Lohn-
forderungen, „zu hohe Lohnnebenko-
sten“ etc. geht. Ferdinand Hanusch sagte
dazu einmal sehr treffend: 

„Es gab noch keine Zeit, in der über die
sozialpolitischen Lasten nicht gejammert
wurde. Nicht nur die Unternehmer, son-
dern auch die ganze bürgerliche Presse
jammert, die Volkswirtschaft könne sich
nicht wieder erheben, die sozialen Lasten
erschlügen die Industrie. Auch die gegen-
wärtige Regierung hat sich diesen Stand-
punkt zu eigen gemacht, die Volkswirt-
schaft stehe an der Schneide, noch ein
kleines Quentchen Belastung, und sie ge-
he dem Untergang entgegen.“11

Zwischen Unternehmern und Betriebs-
räten gab und gibt es aber in der Regel
Meinungsverschiedenheiten und Kon-
flikte. Und die Institutionen, die darüber
seinerzeit spruchmäßig zu entscheiden
hatten, waren die ebenfalls 1919 ge-
schaffenen staatlichen Einigungsämter.
Sie hielten sich in vielen Fällen an das,
was der Hauptverband der Industrie in

Das endgültige Gesetz nahm auf die-
se Bedenken Rücksicht und bestimmte,
dass die Betriebsräte stets im Einver-
nehmen mit den Gewerkschaften zu
handeln hätten.

BBeettrriieebbssrräättee uunndd SSoozziiaalliissiieerruunngg
Das BRG von 1919 sollte nach Auffas-

sung der sozialdemokratischen Partei-
und Gewerkschaftsführer die absolute
Herrschaft des Unternehmers beenden
und nach einem Ausspruch von Ferdin-
and Hanusch, dem damaligen Staatsse-
kretär für soziale Fürsorge, die „absolute
Monarchie des Fabrikherrn in eine kon-
stitutionelle“ umwandeln.7 Das war in
den Augen der damaligen austromarxi-
stischen Führer, besonders von Otto
Bauer, gleichbedeutend mit dem ersten
Schritt in Richtung Sozialismus. 

Otto Bauers Meinung zufolge sollten
die Betriebsräte die gesetzliche Grundla-
ge der Erziehung der Arbeiter in volks-
wirtschaftlichen und betriebswirtschaftli-
chen Fragen sein, und er schrieb damals: 

„Nur in allmählicher Entwicklung, all-
mählicher Selbsterziehung in der Praxis
der Betriebsratstätigkeit wird die Arbei-
terschaft aus ihrem Schoße einen Stab
geschulter Vertrauensmänner hervor-
bringen können, der zur vollen Ausnüt-
zung der neuen Institution befähigt sein
wird. Diese Selbsterziehung der Arbei-
terschaft in der und durch die Betriebs-
ratspraxis schafft aber erst die Voraus-
setzungen einer sozialistischen Produkti-
onsverfassung.“8

Wie man sieht, hat die Sozialdemokra-
tie damals mit den Betriebsräten ein
großes Konzept im Auge gehabt, das
über die Wahrnehmung bloß innerbe-
trieblicher Interessen weit hinausging.
Das BRG 1919 war Bestandteil der So-
zialisierungsbestrebungen insgesamt.
Was verstanden Otto Bauer und die da-
malige Sozialdemokratie darunter?

Erstens sollte die Sozialisierung der
Groß- und Schwerindustrie durch Enteig-
nung der bisherigen Eigentümer begin-
nen. Die Entschädigungssumme sollten
aber nicht der Staat oder die Volksmas-
sen aufbringen, sondern die Gesamtheit
der Kapitalisten und Grundeigentümer
über eine progressive Vermögensabgabe.

Das ist der erste Unterschied zwischen
Verstaatlichung, wie sie nach 1945 in
Österreich geschah, und Sozialisierung.

Zweitens sollte die sozialisierte Indu-
strie von einem Verwaltungsrat geleitet
werden, bestehend a) aus Vertretern der
Arbeiter und Angestellten dieser Betrie-
be, b) den Vertretern der Konsumenten,
und c) den Vertretern des Staates. Dieser

Ferdinand Hanusch (1866–1923).
Büste beim Republikdenkmal von Ma-
rio Petrucchi nach einem Entwurf von
Carl Wollek.
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einem Rundschreiben an die Unterneh-
mer am 17. November 1921 empfahl.
Darin hieß es: „Das Betriebsrätegesetz
ist strikte und einschränkend auszule-
gen.“12 Wobei die Betonung auf „ein-
schränkend“ lag. Das bedeutete, dass die
Vorsitzenden der Einigungsämter und
vielfach auch deren Senatsmitglieder
Sprüche in unternehmerfreundlichem
Sinn fällten, sich auf den Standpunkt ih-
rer früher uneingeschränkten Herren-
rechte im Betrieb stellten und das BRG
so auslegten, dass möglichst willfährige
Betriebsräte zustande kommen sollten.

Am meisten aufgeregt hat man sich
aber über die Bestimmung des ursprüng-
lichen Entwurfs des BRG, wonach die
Betriebsräte das Recht haben sollten, die
Vorlage von Geschäftsberichten und
Rechnungsabschlüssen zu verlangen.
Wegen des Widerstandes der bürgerli-
chen Parteien im Parlament musste hier
der Kompromiss geschlossen werden,
dass die Vorlage der Bilanzen, des Ge-
winn- und Verlustausweises und einer
lohnstatistischen Aufstellung im Gegen-
satz zur Regierungsvorlage, die alle Be-
triebe dazu verpflichtete, auf Handelsun-
ternehmungen mit mindestens 30 Ange-
stellten und auf Industrieunternehmun-
gen beschränkt wurde.

Trotzdem ging auch dieser Kompro-
miss den Unternehmern schwer auf die
Nieren, und sie erwirkten von den Eini-
gungsämtern Sprüche wie: „Der Unter-
nehmer ist nicht verpflichtet, dem Be-
triebsrat Auskünfte über die Grundlagen
der Bilanz (Einsicht in die Betriebskon-
ten) zu gewähren.“ Und ferner: „Der Be-
triebsrat ist nicht berechtigt, Auskünfte
über Kredite, flüssige Geldmittel, Ge-
schäftsaufträge und Geschäftsaussichten
des Unternehmers zu verlangen.“13

nen. Seit es im Gebälk des kapitalisti-
schen Systems wieder einmal ordentlich
kracht, also seit Herbst vorigen Jahres,
und man die Krise bereits mit der Welt-
wirtschaftskrise von 1929 bis 1933 ver-
gleicht, ist alles wieder möglich, auch
der Versuch, die Rechte der Betriebsräte
zusammenzustutzen oder sie gar ganz
abzuschaffen. Solche Vorstöße hat es
bereits gegeben. Und wenn man in die
Geschichte zurückblickt, zeigt sich, dass
ein Mussolini in Italien, ein Dollfuß in
Österreich, ein Hitler in Deutschland
und all die anderen Machthaber diktato-
rischer Regimes in der Zwischenkriegs-
zeit als einen ihrer ersten Schritte die
Betriebsräte beseitigten und das Führer-
Gefolgschaftsprinzip in den Betrieben
wieder etablierten.

En passant bemerkt verdeutlicht das
die eigentliche soziale Funktion faschi-
stischer Regimes, nämlich im Interesse
der Kapitalmächtigen den „Klassen-
kampf zu überwinden“.

Es heißt also wachsam sein. Der Ar-
beiterbewegung sind ihre Rechte noch
niemals geschenkt worden, sie hat sie
sich in langen und schweren Kämpfen
erringen müssen. Das Betriebsrätegesetz,
das nach den Jahren des grünen und
braunen Faschismus von 1934 bis 1945
wieder zum Grundbestand des Arbeits-
rechts in der Zweiten Republik wurde
und bis heute geblieben ist, gehört zu
diesen Errungenschaften, die mit Zähnen
und Klauen verteidigt werden müssen.
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Naturgeschichte des Eisenkartells“, Wien 2009
= Alfred Klahr Gesellschaft. Quellen & Studien,
Sonderband 11.
3/ Hans Hautmann, Die Arbeiter- und Soldaten-
räte, in: Handbuch des politischen Systems
Österreichs. Erste Republik 1918–1933. Hg.
von Tálos/Dachs/Hanisch/Staudinger, Wien
1995, S. 245.
4/ StGBl., Jg. 1919, Nr. 283. Weiters: Julius
Braunthal, Die Sozialpolitik der Republik, Wien
1919, S. 44f.; Fritz Klenner, Die österreichi-
schen Gewerkschaften. Vergangenheit und Ge-
genwartsprobleme, 1. Band, Wien 1951,
S. 560f. Hervorhebungen H.H.; Hans Haut-
mann, Ferdinand Hanusch – der Staatssekretär
(30. Oktober 1918 bis 22. Oktober 1920), in:
Ferdinand Hanusch (1866–1923). Ein Leben für
den sozialen Aufstieg, hg. von Otto Staininger
im Auftrag der österreichischen Gesellschaft für
Kulturpolitik = Schriftenreihe des Ludwig-Boltz-

Die Gewerkschaften haben damals die
wahren Ursachen für diese Verweige-
rung klar durchschaut und dagegen ge-
halten, dass gerade die Unkenntnis über
solche internen Unterlagen den Betriebs-
räten die Möglichkeit nimmt, dem Ab-
bau von Löhnen und Arbeitskräften ent-
gegenzuwirken und den Gegenbeweis zu
erbringen. Und dass die Unternehmer be-
fürchteten, dass tüchtige Betriebsräte da-
durch in die Lage kämen, den Nachweis
eines zwar immer bestrittenen, aber doch
vorhandenen satten Gewinns zu liefern,
wodurch ihre dauernden Klagen über zu
hohe Löhne widerlegt werden könnten.

Ein anderer Trick wurde bei der Um-
gehung der gesetzlichen Bestimmung
der Vertretung der Betriebsräte im Ver-
waltungsrat/Aufsichtsrat von Aktienge-
sellschaften angewandt, über die man
sich ebenfalls sehr alterierte. Der Hebel
dafür war die Tatsache der Überfrem-
dung der österreichischen Industrie
durch ausländisches Kapital. Man ging
daher so vor, dass man Verwaltungsrats-
sitzungen im Ausland stattfinden ließ
und den Betriebsräten die Teilnahme an
solchen Sitzungen damit verunmöglich-
te. Entscheidend war aber, wo der Fir-
mensitz lag, und nicht der Sitz des Mut-
terkonzerns oder der ausländischen
Bank, die diese Firma in Österreich be-
herrschte. Die sozialdemokratische Ge-
werkschaftsführung hat damals völlig
richtig darauf hingewiesen, dass bei aus-
ländischen Gesellschaften dann eigent-
lich das Recht der Zulassung in Öster-
reich verwirkt ist, wenn sie sich den be-
stehenden Gesetzen, darunter dem BRG,
nicht unterwerfen.

BBiillaannzz
Abschließend soll aber noch einmal

das Entscheidende hervorgehoben wer-
den, die Tatsache nämlich, dass Öster-
reich hier weltweit eine Vorreiterrolle
zukam, auf die man stolz sein darf. Un-
ser Betriebsrätegesetz war das erste Ge-
setz dieser Art in der kapitalistischen
Welt. Die Unternehmer beugten sich da-
mals aus Angst vor einem möglichen
Nachvollziehen des Beispiels der im
Frühjahr 1919 in Ungarn und München
errichteten Räterepubliken schwerwie-
genderen Eingriffen in ihre Herrenrech-
te, als dies bei späteren Betriebsrätege-
setzen anderer Staaten, beispielswei-
se1920 in Deutschland und 1921 in der
Tschechoslowakei, der Fall war.

Die Einrichtung der Betriebsräte
kommt uns heute als etwas Selbstver-
ständliches und Unantastbares vor. Vor
einem solchen Glauben muss man war-

Franz Domes (1863–1930)
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Vor dem Sommer 2008 berichtete
ein Wiener Wochenmagazin über
Archivfunde betreffend Wiener

Gestapobeamte. In diesem Zusammen-
hang kam auch die Sprache auf Josef An-
germann, der in der Gestapohaft Selbst-
mord verübt hat. Dieser Artikel war auch
der Anlass, sein Grab ausfindig zu ma-
chen. An einem sonnigen Herbsttag suche
ich mit einem Zettel in der Hand den
Meidlinger Friedhof auf, weil sich dort
laut „Grabstellenfinder“ im Internet das
Urnengrab WH-M-28 befindet, das – wie
ich ebenso der Internet-Information ent-
nehmen konnte – auf „Friedhofsdauer“ ge-
widmet ist, d.h. nicht Gefahr läuft, einfach
zu verschwinden. Passiert ist das leider
schon mit einigen Gräbern auf Wiener
Friedhöfen, in denen die sterblichen Über-
reste von hingerichteten Widerstands-
kämpfern seinerzeit beerdigt wurden.

Von der Eibisbrunner Straße in der
Nord-Süd-Richtung durchschnitten, zer-
fällt der Friedhof in zwei Teile, von dem
der eine einen streng nach Kreissektoren
strukturierten Grundriss hat (es ist der
neue, 1862 eingeweihte Teil), während
der andere, ältere Teil – er gehört zu den
ältesten Friedhöfen Wiens und seine
Einweihung geht auf das Jahr 1807
zurück – eine oft auf Friedhöfen anzu-
treffende, größtenteils rechtwinkelige
Unterteilung aufweist.

Im Urnenhain, er befindet sich im neu-
en Teil, findet sich an der Urnenwand
eine Gedenktafel für die Opfer der Fe-
bruarkämpfe. Sie wurde am 12. Februar
1954, von der SPÖ Meidling gestiftet,

enthüllt. Doch nicht nur zwei Februar-
kämpfer wurden in der Urnenwand be-
stattet, sondern auch der bereits am 29.
Oktober 1939 im KZ Buchenwald er-
mordete Sozialdemokrat Julius Weiss,
wie man dem Standardwerk über die an-
tifaschistischen Gedenkstätten in Wien
entnehmen kann (Gedenken und Mah-
nen in Wien 1934–1945. Wien 1998).
Den Namen Angermann und einen Hin-
weis auf sein Grab sucht man aber in
diesem Buch vergeblich.

WWeerr wwaarr JJoosseeff AAnnggeerrmmaannnn??
In Innsbruck am 25. Oktober 1912 als

erster Sohn von Josef (geb. am 16. März
1877 Seckau/Stmk.) und Marie (geb.
Hulik) geboren – die beiden lebten dort
in der Gabelsbergerstraße 33 und hatten
am 17. September 1910 geheiratet –,
kam Josef Angermann später mit seinen
Eltern nach Wien, wo er das Schriftset-
zerhandwerk erlernte. Am 24. Septem-
ber 1918 wurde sein Bruder Otto eben-
falls in Innsbruck geboren. 

Politisch wandte sich Josef Anger-
mann jun. Anfang der 1930er Jahre der
KPÖ zu. Laut Polizeiunterlagen wurde er
bereits 1933 „wegen Betätigung für die
KPÖ zu 14 Tagen Arrest verurteilt“. Als
Mitglied des Republikanischen Schutz-
bundes beteiligte er sich an den Februar-
kämpfen 1934 und wurde in deren Folge
zu zehn Monaten Kerker verurteilt.
Kaum entlassen, erhielt er wegen Betäti-
gung für die KPÖ 1935 drei Monate Ar-
rest und kam im Oktober 1935 für zwei
Monate ins Anhaltelager Wöllersdorf. 

mann-Instituts für Geschichte der Arbeiter-
bewegung 3, Wien 1973, S. 89f.

5/ Politisches Handbuch, Verlag des sozialde-
mokratischen Parteisekretariats, Wien 1920,
S. 237. Hervorhebungen im Original.
6/ Die Gewerkschaft. Organ der Gewerk-
schaftskommission Österreichs, Nr. 16 vom
22. April 1919; siehe auch das Schlusswort von
Franz Domes auf dem Gewerkschaftskongress
1919, in: Bericht der Gewerkschaftskommissi-
on Deutschösterreichs an den ersten deutschö-
sterreichischen (achten österreich.) Gewerk-
schaftskongress in Wien 1919. Protokoll des
ersten deutschösterreichischen (achten österr.)
Kongresses der Gewerkschaftskommission
Deutschösterreichs. Abgehalten vom 30. No-
vember bis zum 4. Dezember 1919 in Wien,
Wien o.J. (1920), S. 407.

7/ F. Klenner, a.a.O., S. 562.
8/ Otto Bauer, Die österreichische Revolution,
Wien 1923; Neuauflage mit einem Geleitwort
von Ernst Winkler, Wien 1965, S. 184. Hervor-
hebung H.H.
9/ Otto Bauer, Der Weg zum Sozialismus, Wien
1919, S. 11.
10/ Ebenda, S. 27. Hervorhebungen H.H.
11/ Sozialpolitik in Österreich 1919 bis 1923.
Referat des Abgeordneten Ferdinand Hanusch
auf dem Zweiten österreichischen Gewerk-
schaftskongress. Mit einem Anhang über die
Entwicklung der Sozialpolitik in Österreich nach
dem Kriege von Richard Fränkel, hg. von der
Gewerkschaftskommission Deutschösterreichs,
Wien 1923, S. 4.
12/ Ebenda, S. 19.
13/ Ebenda, S. 20.

Am Jahresende verließ er Österreich in
Richtung ÈSR und ging von dort 1936
für ein Jahr an die Internationale Lenin-
schule nach Moskau. Von der Komintern
betrieben, wurden an ihr kommunisti-
sche Kader ausgebildet, die – aus allen
Teilen der Welt kommend – dort studier-
ten. Danach holte ihn die Parteiführung
der KPÖ nach Paris, wohin sie nach der
Besetzung der ÈSR ihren Sitz verlegt
hatte. Hier war er für die Redaktion der
Roten Fahne tätig, die auf illegalem Weg
nach Österreich transportiert wurde.
Zweimal begab er sich nach der Annexi-
on 1938 als Instruktor nach Wien und
agierte unter den I-Namen „Leo Holzer“
und „Karl Wendl“. In Wien arbeitete er
auch kurz bei der Firma Karl Rabek (8.,
Wickenburggasse 13) und wohnte
gleichsam ums Eck als Untermieter in
der Laudongasse 2/20. 

Die Gestapo, der Angermann durch
die von den austrofaschistischen Behör-
den übernommenen Unterlagen als
Kommunist bekannt war, hatte bereits
ein Arbeitsverbot über ihn in so genann-
ten „geschützten“, d. h. kriegswichtigen
Betrieben verfügt. Bei der Besetzung
Frankreichs durch Hitlerdeutschland
war er in Paris und wurde interniert. Am
12./13. Dezember 1940 wurde er von
der deutschen Sicherheitspolizei in
Metz (Frankreich) verhaftet und in das
KZ Dachau überstellt. Nach einem hal-
ben Jahr wurde er am 10. Juni 1941 ent-
lassen. Er wurde nach Wien gebracht,
wo ihn die Gestapo vom 28. Juni bis
zum 18. Oktober 1941 in Haft hielt und
erkennungsdienstlich erfasste, d.h. seine
Fingerabdrücke abnahm und Polizeifo-
tos anfertigte.

ZZuurr RRootteenn AArrmmeeee üübbeerrggeellaauuffeenn
Bald danach wurde er eingezogen und

kam im April 1942 an die Ostfront, wo
es ihm im September 1942 gelang, zur
Roten Armee überzulaufen. Es dauerte
nicht lange, bis die Parteileitung der
KPÖ, die nach der Besetzung Frank-
reichs ihren Sitz von Paris nach Moskau
verlegt hatte, von seinem Überlaufen
Kenntnis erhielt. In Absprache mit Ge-
orgi Dimitroff, dem Sekretär der Kom-
munistischen Internationale, wurde An-
germann für einen Einsatz in Österreich
akzeptiert. Im Mai 1943 sprang er mit
einer Funkstation über Österreich ab und

„Er sstarb ffür ÖÖsterreichs FFreiheit“
ZZuurr 6655.. WWiieeddeerrkkeehhrr ddeess TTooddeess vvoonn JJoosseeff AAnnggeerrmmaannnn

WILLI WEINERT
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mit Hilde Mraz und Aloisia Soucek, so-
wie Vater und Sohn Rakwetz, die beide
den Vornamen Theodor trugen (sie wur-
den, da sie sich Sanitzers Funkspielen
verweigerten, ins KZ Mauthausen ge-
bracht und im Oktober 1944 ermordet).
Ihnen allen war nur eine kurze Zeitspan-
ne beschieden, bevor sie der Gestapo in
die Hände fielen.

Das Interesse Sanitzers und sein Be-
streben, die Genossen „umzudrehen“
und für so genannte „Funkspiele“ mit der
Zentrale in Moskau zu gewinnen, war
groß. Mittel waren ihm alle recht, und
die Folter gehörte dazu. Sie musste bei
Angermann heftig gewesen sein, denn er
entriss im Gestapokeller am Morzinplatz
einem Beamten sein Bajonett und stieß
es sich mehrmals in den linken Halsbe-
reich. An den Verletzungen verstarb er
am 8. Jänner 1944. 

Die Leiche wurde eingeäschert und die
Urne der Stiefmutter übergeben. Sie
durfte die Urne in dem Urnengrab der
Familie, in dem die erste Frau Marie lag,
beisetzen, doch mit der Auflage, dies
nicht auf der Gedenktafel zu verzeich-
nen. Auch in den Aufzeichnungen der
Friedhofsverwaltung wird unter dem
Beisetzungsdatums vom 1. Februar 1944
vermerkt: „N.N. – Urne aus KZ?“. Bis
zum heutigen Tag scheint Josef Anger-
mann jun. namentlich nicht in den Unter-
lagen des Friedhofs auf, wiewohl er in
diesem auf Friedhofsdauer gewidmeten
Urnengrab beigesetzt wurde und sein
Name auf der Steinplatte festgehalten ist. 

Seinen Sohn Max, den er mit der er-
sten Frau von Erwin Zucker-Schilling
während seines Aufenthalts in Moskau
gezeugt hat, hat er nie gesehen. Er lebt
heute unter dem Mädchennamen seiner
Mutter in Wien.

hatte bei Genossen Hans Wultsch seine
erste Anlaufstelle.

Mitte Juni 1943 berichtete die Gesta-
po, „dass kommunistische Parteigänger
Quartiere für Fallschirmagenten suchen,
die in Wehrmachtsuniform aus sowjet-
russischen Flugzeugen im Rücken der
deutschen Linien abgesetzt worden wa-
ren und in Wien zum Einsatz gelangen
sollten. Im Zuge der sofort durchgeführ-
ten umfangreichen Ermittlungen wurde
festgestellt, dass es sich bei den Fall-
schirmagenten um den Schriftsetzer Jo-
sef Angermann [...] handelt.“

Nachdem er sich vorerst einer Verhaf-
tung entziehen konnte – sein ehemaliges
Quartier in der Laudongasse hat er nicht
mehr betreten und auch die dortige Haus-
suchung blieb erfolglos, wurde er am
15. Juni 1943 verhaftet. Er hat sich seiner
Festnahme nach Kräften widersetzt und
von seiner Pistole Gebrauch gemacht,
doch hat die Waffe, anscheinend wegen
eines Munitionsfehlers, versagt.

Zuvor hatte die Gestapo bereits seinen
Vater, einen alten sozialdemokrati-
schern Eisenbahner, der in Wien-Meid-
ling, Eichenstraße 15/9, mit seiner zwei-
ten Frau Maria (geb. Groppenberger,
22. Juli 1887 Wien) wohnte, verhaftet.
Man brachte ihn in die „Lisl“ (Polizeige-
fangenenhaus auf der Roßauerlände –
bis 1920 „Elisabethpromenade“ – in Wi-
en), wo er bis zum 13. Oktober zur Ver-
fügung der Gestapo blieb. Dann schien
der damals schon 66-jährige Mann für
sie uninteressant geworden zu sein und
sie deportierten ihn ins KZ Dachau. An-
germann sen. überlebte das Lager. Ende
Mai 1945 schrieb der Rechtsanwalt Dr.
Napoleon Bihary (13., Bossigasse), aus
Deutschland kommend, an Frau Maria
Angermann eine Postkarte, dass sie ihr
Mann herzlichst grüße und „die schwere
Zeit überstanden“ habe. Wenige Wo-
chen später, am 4. Juli 1945, kehrte er
tatsächlich nach Wien zurück, doch wa-
ren die Monate der Haft nicht spurlos an
ihm vorüber gegangen; er starb, wenige
Tage nach seinem 69. Geburtstag, am
27. März 1946.

DDiiee GGrruuppppee SSaanniittzzeerr 
Für die so genannten „Funk- und Fall-

schirmagenten“ war in der Wiener Ge-
stapo die Abteilung IVA2 unter Johann
Sanitzer zuständig. Vor Angermann, An-
fang 1943, war u.a. schon das Mitglied
des Zentralkomitees der KPÖ Hermann
Köhler, aus Moskau kommend, über
Österreich abgesprungen und im März
von der Gruppe Sanitzer verhaftet wor-
den. Nach ihm kamen Gregor Kersche

Josef Angermann (1912–1944)

9. GGedenkfahrt
nach EEngerau

zur Erinnerung an die ermordeten 
ungarisch-jüdischen Zwangsarbeiter
des Lagers Engerau (in Bratislava)
im März 1945

Am 29. März 1945 wurden die für
Schanzarbeiten beim Bau des so ge-
nannten „Südostwalls“ in Engerau in-
ternierten, durch Hunger und Krank-
heit gesundheitlich schwer gezeichne-
ten ungarischen Juden vom Lager En-
gerau in einem Todesmarsch über
Wolfsthal und Hainburg zur Donau
bei Bad Deutsch-Altenburg getrieben,
wobei mehr als hundert Menschen
durch Entkräftung zu Tode kamen
oder erschlagen bzw. erschossen wur-
den. Ein großer Teil der Lagerinsas-
sen kam bereits vor der Evakuierung
des Lagers ums Leben oder wurde
von der Wachmannschaft ermordet. 

Programm
9.30 Gedenkkundgebung beim Mahn-
mal für die ungarisch-jüdischen
Zwangsarbeiter auf dem Friedhof 
Petralka (Engerau)/Bratislava

11.00–12.30 Fahrt zu den
Gedächtnisorten des ehemaligen 
Lagers Engerau in Petralka

14.45 Gedenkkundgebung beim Ge-
denkstein für ungarisch-jüdische
Zwangsarbeiter auf dem Friedhof von
Bad Deutsch-Altenburg und im Kur-
park von Bad Deutsch-Altenburg

16.00–16.30 Gedenkveranstaltung bei
der Gedenkstätte für ungarisch-jüdi-
sche Zwangsarbeiter auf dem Fried-
hof von Bruck/Leitha

16.30–17.20 Empfang der Stadtge-
meinde Bruck/Leitha

Historische Einleitung und Begleitung:
Dr. Claudia Kuretsidis-Haider
Zeitzeugenbericht: Prof. Dr. Jonny
Moser, Ansprachen u.a. von Dr. Irm-
traut Karlsson, Dr. Eleonore Lappin,
Dr. Peter Salner, Univ.-Prof. Dr. Sza-
bolcs Szita

Sonntag, 29. März 2009
Abfahrt: 8.00, Rückkehr: ca. 18.00
Treffpunkt: Praterstern, 1020 Wien
(Dr. Richard-Bushaltestelle)
Unkostenbeitrag: 11.– Euro

Anmeldung: Tel.: 01/22 89 469/315
nachkriegsjustiz@hotmail.com
Infos: www.nachkriegsjustiz.at
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tiert sein dürftest.“ Perutz erzählt in sei-
nen Aufsätzen über Wissenschaft, Wis-
senschaftler und die Menschheit wie Cro-
wfoot 1935 einen Insulinkristall zwi-
schen Röntgengerät und photographi-
schen Film gesetzt hatte und dann, als sie
in der Nacht den Film entwickelte, winzi-

ge, regelmäßig angeordnete Punkte, ein
Röntgenbeugungsbild, sah, das ihr Hoff-
nung auf die Bestimmung der Struktur
des Insulins gegeben hat.5 Es sollte aber
noch 34 Jahre dauern, diese komplexe
Struktur zu bestimmen. Der Briefwechsel
zwischen Perutz und Haurowitz aus die-
sen Jahren zeigt, dass letzterer eigentlich
mehr der Gebende war. Perutz blieb in
Cambridge, gründete dort am Cavendish
Laboratorium 1947 eine Forschungsgrup-
pe zur Untersuchung der Feinstruktur von
biologischen Systemen und erhielt später
gemeinsam mit dem ebenfalls von Bernal
stark beeinflussten John Kendrew
(1917–1997) den Nobelpreis für Chemie
für die Strukturaufklärung des Hämoglo-
bins.6 In der Nobel-Biographie von Pe-
rutz wird erwähnt, dass die wissenschaft-
liche Arbeit von Perutz über die Struktur
des Hämoglobins ein Resultat der Dis-
kussion mit Haurowitz war.7

Der Widerspruch zwischen wissen-
schaftlicher Leistung und sozialem Ver-
sagen war für Bernal eine lebenslange
Herausforderung. Es ist selbstverständ-
lich, dass Hodkgin nicht nur vom natur-
wissenschaftlichen, sondern auch vom
gesellschaftswissenschaftlichen und poli-
tischen Denken ihres Lehrers beeinflusst
gewesen sein muss. Nach dem Zweiten
Weltkrieg beteiligte sich Bernal an der

Am 18. April 1983 wurde als erste
Frau eines naturwissenschaftli-
chen Faches Dorothy Hodgkin-

Crowfoot (1910–1994)1 in die Kurie
Wissenschaft des Österreichischen Eh-
renzeichens für Wissenschaft und Kunst
aufgenommen.2

Hodgkin wurde für die Chemie in sehr
jungen Jahren gewonnen. Ein für die
Schuljugend von William Henry Bragg
(1862–1942), der die physikalische Me-
thode zur Bestimmung von Kristallstruk-
turen auf der Basis von Röntgenbeugung
1913 erstmals entwickelt und gemeinsam
mit seinem Sohn William Lawrence
Bragg (1890–1971) für „Verdienste um
die Erforschung der Kristallstrukturen
mittels Röntgenstrahlen“ den Nobelpreis
erhalten hatte, geschriebenes Buch „Con-
cerning the Nature of Things“ (London
1925) hat sie tief beeindruckt, vor allem:
„Broadly speaking, the discovery of X-
rays has increased the keeness of our visi-
on ten thousand times, and we can now
‚see‘ the individual atoms and molecu-
les“. So zitiert Hodgkin in ihrem Nobel-
vortrag am 11. Dezember 1964.3 Bragg
hatte an die „Entdeckung der Diffraktion
der Röntgenstrahlen in Kristallen“ durch
den dafür 1914 mit dem Nobelpreis aus-
gezeichneten Max von Laue (1879–
1960)4 anknüpfen können. Hodgkin hat
von 1932 bis 1934 in Cambridge beim
Physiker und Kristallographen John Des-
mond Bernal (1901–1971) studiert, der
sich schon vor dem Zweiten Weltkrieg an
der Friedensbewegung beteiligt hat und
1935 in Cambridge die Gruppe Wissen-
schaftler gegen den Krieg gegründet hat-
te. 1934 veröffentlichte Bernal gemein-
sam mit Hodgkin Untersuchungsergeb-
nisse über kristallines Pepsin. 

Zu Bernal ist 1936 auch der gebürtige
Wiener Max Perutz (1914–2002) gegan-
gen, am 18. Juli 1937 schreibt er dem be-
deutenden altösterreichischen, vor den
Nazis dann in die Emigration geflüchte-
ten Prager Hämoglobinforscher Felix
Haurowitz (1896–1987): „Ich bin jetzt,
wie Du wohl gehört haben wirst, Assi-
stent von Bragg, der alle möglichen Ideen
hat, wie man über die Eiweiß-Kristall-
Struktur mehr herausfinden könnte als es
Crowfoot im Falle des Insulin möglich
war, von dem Du ja durch die [Dorothy]
Wrinch [1894–1976] Diskussion orien-

Weltfriedensbewegung, wurde 1949 Vi-
zepräsident und, als Nachfolger des fran-
zösischen Kernphysikers und Nobel-
preisträgers Frédéric Joliot-Curie
(1900–1958) 1959 Präsident des 1950 auf
dem zweiten Weltfriedenskongress in
Warschau gegründeten Weltfriedensra-
tes. Das Gründungsmanifest der Welt-
friedensbewegung vom 25. April 1949 ist
mit den Namen von Bernal und Joliot-
Curie verknüpft. In wissenschaftlich in-
teressierten Kreisen der Arbeiterbewe-
gung war Bernal durch mehrere, auch in
deutscher Sprache publizierten Schriften
wie über „Marx und die Wissenschaft“
(Berlin 1953) oder über eine „Welt ohne
Krieg“ (deutsch Berlin 1960) sowie
durch sein unter marxistischen Intellektu-
ellen aufmerksam studiertes und wieder-
holt aufgelegtes Buch über die „Soziale
Funktion der Wissenschaft“ (The Social
Function of Science 1939) hoch angese-
hen. Erstmals wurde es in deutscher
Sprache  in der DDR im Berliner Akade-
mie-Verlag 1986 herausgegeben.8 Für
den deutschen Kommunisten Josef
Schleifstein (1915–1992), der im Winter
1940/41 in der englischen Emigration auf
dieses Buch gestoßen war, war die Lektü-
re des Buches eine „echte Offenbarung“,
„denn hier wurde erstmals der systemati-
sche Versuch unternommen, die gesell-
schaftliche Rolle und Funktion der Wis-
senschaften im Gesamtzusammenhang zu
untersuchen“.9 In ihrem Nachruf auf Ber-
nal hat Hodgkin hervorgehoben, dass Ber-
nal eine „natürliche Neigung zur Syste-
matisierung durch eine marxistische Sicht
[…] der Beziehungen der Menschen zu
Natur und Gesellschaft“ gehabt habe.10

Seit der Zerstörung der beiden japani-
schen Städte Hiroshima und Nagasaki im
August 1945 und durch den nach dem
Ende des Zweiten Weltkrieges einset-
zenden atomaren Rüstungswettlaufes
kam den Anliegen der Weltfriedensbe-
wegung zur Verhinderung von Kriegen
größte Bedeutung zu, weil es um die Exi-
stenz der Menschheit ging. Unter den
Naturwissenschaftlern ist Albert Einstein
(1879–1955) der berühmteste, der für die
Erhaltung und Sicherung des Friedens
gekämpft hat. Es war seine gemeinsame
Initiative mit Bertrand Russell (1872–
1970), die auf der Grundlage des Rus-
sell-Einstein-Manifests (London, 1955)

DDoorrootthhyy HHooddggkkiinn-CCrroowwffoooott
Chemikerin, FFriedenskämpferin uund VVorsitzende dder PPugwash-BBewegung uund ÖÖsterreich

GERHARD OBERKOFLER

Dorothy Hodgkin-Crowfoot (1910–1994)
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fortschrittliche Wissenschaftler im
Kampf gegen den Krieg, insbesondere
gegen den Atomkrieg, in der Pugwash-
Bewegung vereinigte (seit 1957).11 1958
verabschiedeten die Teilnehmer der
3. Pugwash-Konferenz eine Erklärung,
in der es heißt, dass Naturwissenschaftler
mitverantwortlich für die Erhaltung des
Weltfriedens seien.12

1937 hatte Hodgkin den in Oxford täti-
gen Erwachsenenbildner und Afrikanisten
Thomas Lionel Hodgkin (1910–
1982), der marxistische Positionen ver-
trat, geheiratet. Das Ehepaar hatte drei
Kinder, was für Hodgkin kein größeres
Problem war, weil sie sich, wie Perutz
schildert, gut konzentrieren konnte und
einen sehr starken Willen besaß. Während
des Zweiten Weltkrieges arbeitete Hodg-
kin über die Struktur des Penicillins und
blieb auch später konsequent bei ihren
kristallographischen Studien, wofür sie
1964 mit dem Nobelpreis für Chemie
(„for her determinations by X-ray techni-
ques of the structures of important bioche-
mical substances“) ausgezeichnet wurde.
Im Nachruf auf Hodgkin im Almanach
der österreichischen Akademie, deren
Mitglied im Ausland seit 1982 sie war,
wird anerkannt, dass sie sich unter poli-
tisch komplizierten Bedingungen für all-
gemeinere Fragen eingesetzt hat.13 Perutz
schreibt, dass sie sich „hingebungsvoll für
den Frieden“ engagiert hat.14 Tatsächlich
hat Hodgkin von Anfang an aktiv die
Pugwash-Konferenzen unterstützt. Auf
Wunsch von Joseph Rotblat (1908–2005),
der einer der Mitbegründer der Pugwash-
Konferenzen war und stellvertretend für
diese 1995 mit dem Friedensnobelpreis
ausgezeichnet worden ist,15 übernahm
Hodgkin 1975 (bis 1988) die Präsident-

zeichneten, sowie alle anwesenden Mit-
glieder der Kurie mit ihren Damen einge-
laden hatte, stellte den Ausklang der Fei-
er dar“ – so Kratky in seinem Bericht an
die Kurie am 26. Mai 1983. 1988 (9.–11.
März) war Hodgkin aus Anlass der Hun-
dertjahrfeier des Ehrenzeichens für Wis-
senschaft und Kunst in Wien, bei welcher
Gelegenheit Bundespräsident Kurt Wald-
heim (1918–2007) in der Hofburg einen
Empfang gab. Gottfried von Einem
(1918–1996) improvisierte auf dem Kla-
vier, seine Gattin Lotte Ingrisch las Ge-
dichte der verstorbenen Ehrenzeichenträ-
gerin Christine Busta (1915–1987), dann
gab es auch eine Führung durch die Inne-
re Stadt mit einem pensionierten Sekti-
onschef. Otto Kratky berichtet am
15. März 1988: „Zentrum der Führung
war die unterirdisch situierte Kapuzinerg-
ruft. Man kann dort die Särge sämtlicher
Habsburger sehen; auch die bis in die
letzte Zeit und in Zukunft noch sterben-
den Mitglieder des Hauses werden dort
beigesetzt.“ Was musste die leidenschaft-
liche Forscherin und Friedenskämpferin
Hodgkin von Wien für operettenhafte
Eindrücke mitgenommen haben! Aus-
wärtige Spitzenwissenschaftler wurden
wie Schulklassen aus der Provinz, die
sich dagegen allerdings nicht wehren
können, in die Kapuzinergruft ge-
schleppt, so als ob das eine Sehenswür-
digkeit wäre. Wenn das österreichische
Pugwash-Mitglied Thomas Schönfeld ei-
nen wissenschaftlich interessierten Gast
durch sein Wien führte, waren Fixpunkte
die Denkmäler im Arkadenhof der Wie-
ner Universität, wobei er vor den theore-
tischen Physikern Ludwig Boltzmann
(1844–1906), für dessen Andenken Bro-
da soviel getan hat,21 und Josef
Loschmidt (1821–1895) sowie dem in er-
ster Linie am Frieden orientierten Völ-
kerrechtler Heinrich Lammasch
(1853–1920) in besonderer Weise ge-
dachte, und der Karl-Marx-Hof mit der
Erinnerung an die Februarkämpfe 1934.

Ende August 1988 präsidierte Hodkgin
die 38. Pugwash-Konferenz „Global Pro-
blems and Common Security“ in Da-
gomys (UdSSR). Von der österreichi-
schen Gruppe hat an dieser Konferenz,
die am 3. September eine wichtige De-
klaration verabschiedete (Dagomys
Declaration of the Pugwash Council: En-
suring the Survival of Civilisation)22,
Schönfeld teilgenommen. Die Hoffnun-
gen, die mit dem von Michael Gorbat-
schow vorgeschlagenen Abbau der
Atomwaffen verknüpft waren, waren
groß, die Pugwash-Bewegung glaubte,
dass die Menschheit am Ende dieses Pro-

schaft über diese. Von Österreich aus ko-
operierte engagiert der Physikalische
Chemiker Engelbert Broda (1910–1983),
der sich besonders um die Mobilisierung
der Öffentlichkeit gegen die Atomwaffen-
rüstung und das Wettrüsten bemühte, als
Präsident des von Hans Thirring
(1888–1976) gegründeten österreichi-
schen Zweigs der Pugwash-Bewegung
„Vereinigung österreichischer Wissen-
schaftler“.16 Thirring, der gegen Militaris-
mus und Faschismus unerschrocken
gekämpft hat, war ein Freund von Ein-
stein gewesen, worüber Broda in einem
Einstein gewidmeten Heft schreibt.17

Den Antrag auf Zuwahl von Hodgkin
zum ausländischen Mitglied der Kurie
für Wissenschaft des österreichischen
Ehrenzeichens für Wissenschaft und
Kunst hat am 22. April 1981 der Grazer
Physikalische Chemiker Otto Kratky
(1902–1995)18 gestellt. Kratky, der eini-
ge Zeit Assistent des aus Wien vertriebe-
nen Hermann Mark (1895–1992) war,
war durch seine eigene Arbeitsrichtung
(Röntgenkleinwinkelstreuung) mit den
bahnbrechenden Forschungen von
Hodgkin in ständigem Austausch. In sei-
nem Antrag betont Kratky, dass viele mit
dem Vitamin B12, dessen genaue Struk-
tur Hodgkin in achtjähriger Arbeit ge-
klärt hat, verwandte Stoffe in Graz mit-
tels der Methode der Kirstallstrukturana-
lyse intensiv studiert werden. Im Sep-
tember 1987 war Hodkgin als Präsiden-
tin der 37. Pugwash-Konferenz, die zu-
gleich in Erinnerung an den dreißigsten
Jahrestag der Gründung von Pugwash
stattfand, in Gmunden,19 wo sich eine
Arbeitsgruppe zum Thema „strukturelle
Nichtangriffsfähigkeit“ oder „Nichtof-
fensive Verteidigung“ befasste. Der
österreichische Chemiker und Kommu-
nist Thomas Schönfeld (1923–2008) hob
in einem Rückblick auf die Gmundener
Konferenz hervor, dass auch gegenteili-
ge militärtechnische und militärstrategi-
sche Entwicklungen im Gange seien, die
nicht zu struktureller Nichtangriffsfähig-
keit, sondern zur Aufstellung neuer An-
griffspotenziale führen.20 Es ist unzwei-
felhaft, dass eben diese menschheits-
feindlichen Entwicklungen in der Ge-
genwart durchschlagend geworden sind.

Am 18. April 1983 wurde Dorothy
Hodgkin-Crowfoot und Willibald
Jentschke (1911–2002) im Bundesmini-
sterium für Wissenschaft und Forschung
durch Bundesministerin Hertha Firnberg
(1909–1994) das Ehrenzeichen für Wis-
senschaft und Kunst verliehen: „Ein ex-
zellentes Dinner im ‚Sacher‘, zu dem die
Frau Bundesminister die beiden Ausge-

John Desmond Bernal (1901–1971)
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Krieger/Harold Kroto/Sally Milne (Eds.): Joseph
Rotblat: Visionary for Peace. Weinheim 2007,
p. 263–266 (The Russell-Einstein Manifesto).
12/ Dazu Friedrich Herneck: Wissenschaft und
Wissenschaftler in der Geschichte des Friedens-
kampfes. In: Verantwortung aus Wissen. Beiträ-
ge von DDR-Wissenschaftlern zu Friedensfor-
schung und Friedenskampf. Berlin 1989, 55–67.
13/ Almanach 1994/95, 145. Jg., Wien 1995,
469–475 (Josef Zemann).
14/ Wie Anm. 3, 157.
15/ Wie Anm. 6.
16/ Zentralbibliothek für Physik (Hg.): Engelbert
Broda (1910–1983). Wissenschaft und Gesell-
schaft. Wien 1993; Paul Broda/Gitta
Deutsch/Peter Markl/Thomas Schönfeld/Hel-
muth Springer-Lederer: Engelbert Broda. Wis-
senschaft. Verantwortung. Frieden. Ausgewähl-
te Schriften. Wien 1985. 
17/ Engelbert Broda: Einstein und Österreich.
Wien 1980.
18/ Almanach der österreichischen Akademie
der Wissenschaften 1994/95, 145. Jg., Wien
1995, 443–452 (Josef Schurz); Anton Hola-
sek/Alois Kernbauer: Biochemie in Graz. Graz
1997, 193–196.
19/ J. Rotblat: The Eighth Pugwash Quinquen-
nium 1992–1997. Fifth Supplement to the Hi-
story of the Pugwash Conferences. Pugwash
Newsletter. July 1997, Vol. 34, No. 2.
20/ Österreichisch-Sowjetische Gesellschaft
(Hg.): 70 Jahre Friedenspolitik und die öster-
reichisch-sowjetischen Beziehungen. Wien
1989, 108.
21/ Engelbert Broda: Ludwig Boltzmann.
Mensch, Physiker, Philosoph. Wien 1955, 2. A.
Wien 1986 (neu hg. von Gitta Deutsch). 
22/ www.pugwash.org/about/dagomys.htm.
23/ Proceedings 38th Pugwash Conference Da-
gomys Aug/Sept 1988, 113f.
24/ Closing Address given by Professor Dorothy
Hodgkin. Proceedings 36th Pugwash Conferen-
ce, Budapester, Sept. 1986, 104 f.; über die Be-
freiungstheologie s. Ignacio Ellacuría/Jon Sobri-
no (Hg.): Mysterium Liberationis. Grundbegriffe
der Theologie der Befreiung. Luzern, 2 Bde.
1995–1996.

DDookkuummeenntt
1983 04 18. Wien. Laudatio von Otto
Kratky für Dorothy Hodgkin-Crowfoot
aus Anlass der Verleihung des Öster-
reichischen Ehrenzeichens für Wissen-
schaft und Kunst.
Typoskript, vervielfältigt. Nachlass Leo-
pold Vietoris.

Es ist für mich eine besondere Freude
und Auszeichnung, die Laudatio für Frau
Professor Dorothy Hodgkin-Crowfoot

bei der heutigen Feier halten zu dürfen.
Habe ich doch ihre Arbeit durch Jahr-
zehnte verfolgt und ihren ruhmreichen
Aufstieg zu einem der bedeutendsten
Kristallographen und Biophysiker aller
Zeiten bewundert. Die Schwierigkeit ih-
rer Arbeit und die Großartigkeit des Er-
folges brachten ihr den Nobelpreis für
Chemie insbesondere für die Aufklärung
der Molekularstruktur des Vitamins B12
durch Röntgenkristallstrukturanalyse.

Um Ihnen einen Begriff von diesem
Stoff zu geben: Er wird im Organismus
der höheren Tiere, auch der Menschen,
nur in kleinen Mengen erzeugt, sodaß ei-
ne zusätzliche Aufnahme mit der Nah-
rung notwendig ist. Mangelerscheinun-
gen führen zu perniziöser Anämie, die
durch Injektionen von B12 geheilt wer-
den kann. Von der chemischen Struktur
her ist diese Substanz einer der kompli-
ziertesten Naturstoffe mittlerer Größe.

Die in achtjähriger Arbeit durchgeführ-
te Analyse ist deshalb sensationell und
einzigartig, weil sie den ersten Fall dar-
stellt, wo eine komplizierte Molekül-
struktur durch Röntgenanalyse zu einem
Zeitpunkt bis in atomare Dimensionen
aufgeklärt werden konnte, wo die chemi-
sche Struktur erst zum Teil bekannt war.
Der Corrinring innerhalb dieses Moleküls
lag für die Chemie noch im Dunkeln, die
Röntgenanalyse hat ihn entdeckt. Es
drängt sich mir hier der Vergleich mit
dem bekannten Bild vom Rembrandt
„Die Nachtwache“ auf. Als das Bild nach
Jahrhunderten gereinigt wurde kam im
Vordergrund eine lichte Gestalt zum Vor-
schein, von der man vorher nichts gewußt
hatte. Das ist der Corrinring! Der Ver-
gleich trifft allerdings nicht ganz zu, weil
auch andere Teile des Moleküls von der

zesses in einer Welt des Friedens leben
würde, wie Hodgkin in ihren Schlusswor-
ten zur 38. Pugwash-Konferenz sich zu-
versichtlich ausdrückte.23 Dabei war es
Hodgkin klar, dass eine friedliche Welt
nicht allein von Abrüstung und Gleichge-
wicht der Waffenarsenale abhängen
kann. In ihren die 36. Pugwash-Konfe-
renz in Budapest im September 1986 be-
schließenden Worten greift Hodgkin die
Anklage des brasilianischen Dominika-
ners Frei Betto auf, der als markanter
Vertreter der Befreiungstheologie fest-
stellte, dass in Lateinamerika nicht über
Frieden geredet werden könne, ohne auch
über Brot zu sprechen, in seinem Land
Brasilien würden 1.000 Kinder jeden Tag
an Hunger sterben, das sei, so der von
Hodgkin zitierte Frei Betto, Genozid!24

Herrn W. Gerhard Pohl (Linz) danke ich
für die kritische Durchsicht!

Anmerkungen:
1/ Georgina Ferry: Dorothy Hodgkin. A Life.
London 1998; Mary Ellen Bowden: Dorothy Cro-
wfoot Hodgkin. Pharmaceutical Achievers 2003,
82 f.; Sharon Bertsch McGrayne: Dorothy Crow-
foot Hodgkin, in: Nobel Prize Women in Scien-
ce. New York 1993, 225–254; Marelene Rayn-
er-Canham/Geoffrey Rayner-Canham: Dorothy
Crowfoot Hodgkin, in: Women in Chemistry.
Washington 1998, 75–82. 
2/ BM für Wissenschaft und Forschung und BM
für Unterricht, Kunst und Sport (Hg.): 100 Jahre
Österreichisches Ehrenzeichen für Wissen-
schaft und Kunst, Wien 1991, 83.
3/ Dorothy Crowfoot Hodgkin: The X-ray analy-
sis of complicated molecules. In: Nobel Lectu-
res. Chemistry 1963–1970. Amsterdam, Lon-
don, New York 1972, 71–94. 
4/ Marion Kazemi: Nobelpreisträger in der Kai-
ser-Wilhelm-/Max-Planck-Gesellschaft zur För-
derung der Wissenschaften (Veröffentlichungen
aus dem Archiv zur Geschichte der Max-
Planck-Gesellschaft 15). Berlin 2002, 164–171.
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6/ Georgina Ferry: Max Perutz and the Secret of
Life. London 2007.
7/ Nobel Lectures including Presentation Spee-
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1964, 674 f., hier 675. 
8/ John Desmond Bernal: Die soziale Funktion
der Wissenschaft. Hg. von Helmut Steiner. Aka-
demie Verlag 1986.
9/ Josef Schleifstein: Die Wissenschaft lernt,
über sich nachzudenken. Deutsche Volkszei-
tung 14. August 1987; über Schleifstein s. Insti-
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(Hg.): Josef Schleifstein. Reale Geschichte als
Lehrmeister. Frankfurt/M. 1993

Otto Kratky (1902–1995)
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chemischen Strukturbestimmung her
nicht oder nicht genau bekannt waren und
erst durch die Röntgenanalyse aufgeklärt
bzw. präzisiert wurden.

Die Arbeit hat entscheidend zur Etablie-
rung des Forschungsgedankens beigetra-
gen, aus der Molekularstruktur die biolo-
gische Funktion zu verstehen. Bietet doch
die Röntgenanalyse eine tiefere Einsicht
als die Strukturbestimmung auf chemi-
schem Wege, weil nicht nur die Verknüp-
fung der Atome klargestellt wird, sondern
auch die genaue räumliche Struktur
einschließlich aller im Molekül vorkom-
menden Abstände. Man kann das Mo-
lekül hundertmillionenmal vergrößern, als
naturgetreues Modell handhaben und sei-
ne Wirkungsweise diskutieren.

Wenn der Laie von der Untersuchung
mit Röntgenstrahlen hört, so denkt er
vielleicht an die Durchleuchtung, die der
Röntgenarzt macht. Mit diesem Verfah-
ren hat die Kristallstrukturanalyse nur
das eine gemeinsam, daß man da wie
dort Röntgenstrahlen verwendet. Die
medizinische Durchleuchtung ist nichts
wie ein Schattenbild, zufolge der Eigen-
schaften der Röntgenstrahlen Materie
mehr oder weniger gut zu durchdringen.

Bei der Röntgenkristallstrukturanalyse
untersucht man einen Kristall von nur ei-
nigen Zehntel Millimeter Größe, der aus
den Molekülen der zu studierenden Sub-
stanzen aufgebaut ist. Nach der Ent-
deckung der Wellennatur des Röntgen-
lichts durch den Deutschen von Laue
(1912) und der Begründung der Kristall-
strukturanalyse durch die Engländer
Bragg Vater und Sohn (1913), dürfen wir
uns das Kriställchen als ein System von
kleinen Spiegelchen vorstellen, die ein
auf sie fallendes Röntgenstrahlbündel
nach verschiedenen Richtungen reflektie-
ren. Auf einer fotografischen Platte, die
hinter dem Kristall sitzt, findet man dann
viele hunderte, ja tausende Pünktchen,
und das nennen wir das Röntgenbild. Es
ist nun die Aufgabe des Forschers, aus der
Anordnung und Stärke der Punkte auf den
Aufbau des Kristalls zurückzuschließen.

Frau Hodgkin erzählt in ihrem Nobel-
Vortrag (1964), daß sie dem Phänomen
der Streuung von Röntgenstrahlen an
Kristallen erstmalig in einem von Wil-
liam Henry Bragg für Schulkinder ge-
schriebenen Buch begegnet sei. In die-
sem Buch heißt es, daß die Entdeckung
der Röntgenstrahlen unseren Gesichts-
sinn mehr als zehntausendmal verstärkt
hat, sodaß wir jetzt sogar einzelne Atome
und Moleküle „sehen“ können.

Etwa zur gleichen Zeit hörte Fräulein
Crowfoot von der Biochemie und hier gab

Bei all seiner Düsterkeit war das Labo-
ratorium Dorothy’s ein vergnüglicher
Platz. Als Tutor für Chemie in Sommer-
ville hatte sie immer Praktikanten und
Dissertanten, die dank ihrer vornehmen
und warmherzigen Führung meist zu in-
teressanten Resultaten gelangten.

Viele intellektuelle Frauen betrachten
ihre Kinder als Hindernis in ihrer Karriere.
Als Dorothy später einen Universitätskol-
legen, den damaligen Tutor für Erwachse-
nenerziehung und später für afrikanische
Geschichte, Thomas Lionel Hodgkin, hei-
ratete (1937) und sie insgesamt drei Kin-
der bekam, hatte sie diese bei der Arbeit
zuhause oft um sich. Die Konzentration
fiel ihr so leicht, daß sie ihre ganze Auf-
merksamkeit mit mütterlicher Wärme ei-
nem kindlichen Geplapper widmen konn-
te, um im nächsten Moment auf eine kri-
stallographische Gittertransformation um-
zuschalten, ohne Anzeichen einer Anspan-
nung erkennen zu lassen. Perutz erwähnt
auch, wie viele Jahre später die zwei Fa-
milien – sechs Hodgkins und fünf Perutzs
– die Ferien an einem österreichischen See
verbrachten. Ich habe inzwischen erfah-
ren, daß es der Altaussee war.

Wir schalten zurück auf das Jahr 1962.
Frau Hodgkin hatte neben vielen kleineren
Arbeiten schon die erste große Struktur-
analyse an Penicillin hinter sich, die mehr
als alle vorangegangenen Arbeiten die
Kraft der Röntgenanalyse für die Auf-
klärung von chemischen Strukturen zeigte,
sie hatte das Vitamin B12 glänzend gelöst
und großartige Arbeit am Protein Insulin,
dem bekannten Hormon der Bauchspei-
cheldrüse, geleistet. Dieses Protein war
das erste, dessen chemische Struktur auf-
geklärt werden konnte (von [Frederick]
Sanger, der dafür den Nobelpreis bekam,
unter Mitarbeit von [Hans] Tuppy, Mit-
glied unserer Kurie); Frau Hodgkin war in
der Erarbeitung der Raumstruktur dieses
Stoffes schon weit fortgeschritten, als Pe-
rutz und Kendrew zusammen den Nobel-
preis für Chemie für die röntgenographi-
sche Aufklärung von Haemoglobin und
Myoglobin bekamen. Perutz fand, daß
Dorothy vor ihm großartige Entdeckungen
mit phantastischer Intuition und chemi-
scher Einfühlung gemacht hatte und den
Nobelpreis früher als er verdient hätte.
Nach Rücksprache mit dem schwedischen
Kristallographen Hagg schlug er gemein-
sam mit Kendrew und dem Lehrer der bei-
den, Bragg (ebenfalls Nobelpreisträger),
Frau Hodgkin für den Nobelpreis vor und
sie bekam ihn prompt (1964). Die Reihe
ihrer Auszeichnungen wurde bald darauf
durch die Verleihung des höchsten engli-
schen Ordens, des „Order of Merit“, ge-

es jene Moleküle, die zu „sehen“ sie am
meisten interessierte. Bald erkannte sie,
daß der Versuch mit Röntgenstrahlen zu
„sehen“ viel schwieriger sei als die Lektü-
re des Buches von Bragg vermuten ließ.
Dennoch sollte ihr Jungmädchentraum in
grandioser Weise in Erfüllung gehen.

Ich möchte nicht den hoffnungslosen
Versuch unternehmen, erklären zu wol-
len wie man es wirklich macht, um von
den Röntgenreflexen zu einer kompli-
zierten Kristallstruktur zu kommen. Es
ist zweifellos wesentlich schwieriger als
einen verschlüsselten Text zu entschlüs-
seln, wenn man den Code nicht kennt.

Stattdessen will ich lieber einige Stel-
len aus einem Beitrag von Max Perutz
erzählen, den dieser in einem Buch ge-
schrieben hat, das zu Ehren von Frau
Hodgkin’s 70. Geburtstag erschienen ist.
Sie wissen, Perutz ist gebürtiger Wiener,
Mitglied unserer Kurie und Nobel-
preisträger. Er ist mit Dorothy, wie er sie
nennt, seit mehr als 50 Jahren befreundet
und seine Zeilen bringen sie uns mensch-
lich näher und werfen ein bezeichnendes
Licht auf ihren Arbeitsstil.

Perutz erzählt: wenn er aufregende,
neue Resultate auf dem Gebiet der Rönt-
genkristallstrukturanalyse erhalten hatte,
oder von anhaltendem Pech verfolgt war,
so fuhr er mit dem alten, klappernden Zug
von Cambridge nach Oxford, um Dorothy
zu einer Aussprache zu besuchen. Gleich
ging er zum University Museum, vorbei
an den Skeletten ausgestorbener Tierar-
ten, die in einer dunklen Ecke standen, in
das geheimnisvoll anmutende Büro von
Dorothy. Ihre Tische waren überladen mit
Tabellen und Schriften, der Röntgenraum
war gleich daneben. Das Zimmer war ei-
nigermaßen erleuchtet durch die goti-
schen Fenster hoch oben, wie in einer
Mönchszelle, und dazwischen war eine
Galerie, die nur durch eine Leiter besteig-
bar war und oben stand ein Tisch mit
Dorothy’s Polarisations-Mikroskop. Um
z.B. einen kostbaren Penicillin-Kristall im
Röntgenstrahl zu montieren, stieg Doro-
thy hinauf, suchte im Mikroskop einen
geeigneten Kristall aus, stach ihn mit ei-
ner dünnen Glasfaser an, montierte diese
auf einem Goniometerkopf und stieg wie-
der hinab. Dabei hielt sie ihren Schatz in
der einen Hand, während sie sich mit der
anderen an der Leiter sicherte. Perutz
meinte, sie habe bei dieser Prozedur nie-
mals einen Kristall verloren.

Es sei darauf hingewiesen, daß es auf-
grund der Strukturaufklärung von Peni-
zillin möglich war, viele synthetische Pe-
nizilline herzustellen, die auch therapeu-
tisch verwendet wurden.
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gang zur Hochschule, wo Buhr ab 1947
an der Universität Leipzig bei antifaschi-
stisch sozialistischen Spitzenwissen-
schaftlern wie Walter Markov (Geschich-
te), Ernst Bloch (Philosophie), Werner
Krauss (Romanistik), Hans Mayer (Ger-
manistik), Arthur Baumgarten (Rechts-
philosophie) oder Henryk Grossmann
(Politische Ökonomie) studieren konnte.

Anfang der fünfziger Jahre war Buhr
einige Jahre Assistent von Ernst Bloch.
1956 mit einer von Bloch und Markov
begutachteten Dissertation „Aufstieg und
Ausschaltung des dialektischen Denkens
bei Immanuel Kant. Beitrag zur Entwick-
lungsgeschichte in der klassischen deut-
schen Philosophie“ promoviert, habili-
tierte sich Manfred Buhr 1962 mit einer
Arbeit über „die ursprüngliche Philoso-
phie Johann Gottlieb Fichtes und die
Französische Revolution“ an der Univer-
sität Greifswald. 1965 wurde er auf Vor-
schlag von Georg Klaus, Walter Markov
und Werner Krauss zum Professor der
Philosophie an der Deutschen Akademie
der Wissenschaften zu Berlin ernannt.

1874 hat Friedrich Engels in einem
Vorwort zur Neuauflage seines „deut-
schen Bauernkriegs“ den theoretischen
Sinn des auf den englischen und franzö-
sischen Arbeiterkämpfen (Chartisten,
Pariser Kommune!) aufbauenden Sozia-
lismus in Deutschland gelobt, während
das deutsche Bürgertum in irrationalem
Eklektizismus versinkt. Engels warnte
die deutsche Arbeiterpartei angesichts
opportunistischer „Nur-Gewerkschaftle-
rei“ vor theoretischer Gleichgültigkeit
und forderte, den „Kampf nach seinen
drei Seiten hin – nach der theoretischen,
der politischen und der praktisch-ökono-
mischen (Widerstand gegen die Kapitali-
sten)“ zu entwickeln. (MEW 18, 516f.)
1882 hat Engels dann im Vorwort zur
„Entwicklung des Sozialismus von der
Utopie zur Wissenschaft“ neuerlich er-
klärt, dass „wir deutschen Sozialisten
stolz darauf [sind], dass wir abstammen
nicht nur von Saint-Simon, Fourier und
Owen, sondern auch von Kant, Fichte
und Hegel“. (MEW 19, 188)

Manfred Buhrs Bücher über Immanuel
Kant und die vielen Beiträge über G.W.
Hegel trugen in diesem Sinn mit dazu bei,
das Erbe der klassischen bürgerlichen Phi-
losophie innerhalb und außerhalb der so-
zialistischen Länder und vor allem jenseits
der Mauern der exklusiv akademischen
Bildungswelt zugänglich zu machen.

Besonders gilt dies auch für seine 1965
unter dem Titel „Revolution und Philoso-
phie“ im Druck erschienene Habilitati-
onsschrift über Johann Gottlieb Fichte,
den revolutionär demokratischen Fichte
mit seinen Querverbindungen zur Babeuf-
schen Verschwörung der Gleichen, zum
frühsozialistischen Denken, zu jenem
Fichte, der vor dem Hintergrund der kurz
über den bürgerlichen Klassenhorizont
hinaustreibenden Französischen Revoluti-
on schrieb, dass alle Eigentumstitel illegi-
tim sind, wenn auch nur ein gesellschaftli-
ches Individuum hungert: „Der Mensch
soll arbeiten; aber nicht wie ein Lasttier,
das unter seiner Bürde in den Schlaf sinkt,
und nach der notdürftigsten Erholung der
erschöpften Kraft zum Tragen derselben
Bürde wieder aufgestört wird.“

Wichtig bleibt Manfred Buhrs Aus-
einandersetzung mit Ernst Blochs
„Hoffnungsphilosophie“ in den Jahren
1958 bis 1960, obwohl gerade diese ihm
als ehemaligem Mitarbeiter Blochs nach
der so genannten „Wende“ viele Angrif-
fe eintragen sollte.

Der als „messianisch“ religiöser Sozia-
list, später als Kritiker der DDR, als Geg-
ner der „marxistischen Orthodoxie“ oder
auch als „marxistischer Schelling“ gehan-
delte Ernst Bloch hat sich nach Buhr
kaum von seinen idealistischen Anfängen
im „Geist der Utopie“ (1918/23) entfernt.
Der Bloch des späten, in Leipziger Jahren
abgeschlossenen Hauptwerks „Prinzip
Hoffnung“ ist dem Bloch von „Geist der
Utopie“ und dem Bloch der 1935 erschie-
nenen „Erbschaft dieser Zeit“, einer –
wie Buhr immer anerkannt hat – im
Kampf gegen den europäischen Faschis-
mus zentralen Essay-Sammlung, treu ge-
blieben. Obwohl Bloch für Buhr auch in
den Jahren der Auseinandersetzung im-
mer der Denker des Antifaschismus und
des fortschrittlichen Humanismus blieb,
konnte Buhr nicht übersehen, dass Blochs
Nähe zum religiös chiliastischen Erbe mit
steter Kritik am dialektischen und histori-
schen Materialismus von Marx und En-
gels verbunden war, dass Bloch die athei-
stisch materialistische Tradition immer
wieder in die Nähe eines erloschenen bür-
gerlichen „Vulgäraufklärichts“ und epigo-
nalen Freidenkersurrogats rückte.

Buhr hielt auch fest, dass Bloch der
Arbeiterklasse nicht nur das fortschritt-
lich bürgerliche Erbe von Kant bis Hegel
vermitteln wollte, sondern auch die
Möglichkeit einer fortschrittlichen Ver-

krönt, den ihr die Königin in einer Pri-
vataudienz in der gleichen Stunde über-
reichte wie dem berühmten Komponisten
Benjamin Britten.

Für uns Österreicher ist es interessant,
daß die Ergebnisse von Frau Hodgkin
die Grundlage für die Tätigkeit von zwei
einheimischen Arbeitsgruppen darstel-
len. Die eine in Linz befaßt sich orga-
nisch-chemisch mit offenkettigen Por-
phyrinen und die andere in Graz studiert
die Kristallstruktur von hydrierten Por-
phyrinen, von denen einige biosyntheti-
sche Vorläufer des Vitamins B12 sind.

Aus der Schilderung von Perutz entneh-
men wir, daß an Hodgkin’s Arbeit nicht
eine anonyme Gruppe von Menschen be-
teiligt war, die in einem Teamwork die
Ergebnisse zustande brachte, sondern daß
es ihre ganz persönliche Arbeit war, die
sie zunächst unter recht schlechten, nahe-
zu abenteuerlichen äußeren Bedingungen,
unterstützt von nur wenigen Mitarbeitern,
geleitet hatte; ein Triumph des Geistes,
ihrer Intuition, ihrer unermüdlichen Hin-
wendung an ihre Probleme, über die sie
oft viele Jahre nachdachte und Schritt um
Schritt die Lösung erreichte. Ein bewun-
dernswertes Forscherleben; wir sind freu-
dig bewegt und stolz, Sie, Frau Professor
Dorothy Crowfoot-Hodgkin, ab heute zu
unseren Mitgliedern zählen zu dürfen.

We feel extremely pleased and honou-
red, Professor Hodgkin, to welcome you
as a member in our society.

O. Kratky

Im Oktober 2008 ist mit Manfred Buhr
ein international wirkender Philosoph

der kommunistischen Weltbewegung ge-
storben, ein Philosoph, mit dessen Arbeit
auch zahlreiche große philosophische Edi-
tionsvorhaben der DDR zur klassischen
bürgerlichen Philosophie (Hegel, Fichte
oder Schelling) verbunden waren. Große
bleibende Verdienste, an denen die in den
Jahren der kapitalistischen Gegenrevoluti-
on nach 1989 einsetzende reaktionäre Re-
de westdeutscher und österreichischer Phi-
losophen und Soziologen vom „Kaderphi-
losophen“ Buhr nichts ändern kann! (Vgl.
Arnold Schölzel: Realisierbare Vernunft.
Der Philosoph Manfred Buhr ist gestor-
ben, in: junge Welt, 23.10.2008, Seite 13)

Erst die geöffneten Bildungsmöglich-
keiten in dem von der Roten Armee be-
freiten Teil Deutschlands ermöglichten
jungen Leuten wie Manfred Buhr den Zu-

MMaannffrreedd BBuuhhrr ((11992277––22000088)) wwiieeddeerr ggeelleesseenn!!
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wertung des spätbürgerlichen Irrationa-
lismus von Schopenhauer, über Wagner,
Nietzsche bis hin zu Klages oder Hei-
degger andeutete, indem Bloch meinte,
man soll die Kategorien „Leben“, „See-
le“, „Unbewusstes“, „Nation“, „Ganz-
heit“ oder „Reich“ nicht allein der (fa-
schistischen) Reaktion überlassen.

Buhr sah, dass Bloch – späterhin oft wi-
der seinen Willen – zum Vordenker einer
sich antiautoritär, skeptisch verstehenden,
vermeintlich „freischwebenden“, jede or-
ganisatorische Disziplin kleinbürgerlich
verachtenden „Linksintelligenz“ etwa am
Rand der SPD, des zerfallenden SDS und
auch im Umfeld („eurokommunisti-
scher“) „dritter Wege“ werden konnte.

Buhr widerspricht auch Blochs selbst
gestrickten Legenden, er habe in Leipzi-
ger Jahren versteckt, getarnt, gleichsam
subversiv, objektiv stets von der „Par-
teibürokratie“ diskriminiert wirken müs-
sen. Nicht nur Buhr wies von Ernst
Bloch nach 1961, nach seiner Übersied-
lung in die Bundesrepublik getätigte Ein-
schätzungen von den „Franco-Ländern
der Ostseite“, vom „Sprung über die Ber-
liner Mauer“ als „Sprung aus dem Reich
der Notwendigkeit in das Reich der Frei-
heit“ zurück. Buhr wies mit Recht auf
Wolfgang Abendroth hin, der davon
sprach, dass Bloch nach 1961 „notwen-
dige solidarische Kritik zu unsolidari-
scher Negation übersteigert“ hat.

Buhrs philosophische Kritik deckt sich
in vielem mit jener von Georg Lukács,
der trotz all der gegen ihn seit 1956 erho-
benen „Revisionismusvorwürfe“ die So-
lidarität mit den sozialistischen Ländern
aufrecht hielt, sich weigerte Ungarn
Richtung Westen zu verlassen und um
die Wiederaufnahme in die Kommunisti-
sche Partei Ungarns kämpfte. 

In seinem Vorwort zur Neuauflage der
„Theorie des Romans“ schrieb Georg
Lukács im Juli 1962, „dass Ernst Bloch,
bis jetzt nicht erschüttert, an seiner [un-
haltbaren – Anm.] Synthese von linker
Ethik und rechter Erkenntnistheorie fest-
hält“. Lukács resümierte damit 1962 seine
jahrzehntelange Kritik an seinem philoso-
phischen Jugendfreund Bloch, die er be-
reits Mitte der 1930er Jahre vor dem Hin-
tergrund der Volksfrontpolitik formuliert
hatte: Bloch hat nach Lukács mit „mit ei-
nem idealistisch-mystischen Begriff der
Revolution“ nie radikal gebrochen, wie
dessen „Erbschaft dieser Zeit“ (1935) be-
legt, auch wenn Bloch schon Anfang der
1920er Jahre in seinem Buch über Tho-
mas Münzer diesen als Karl „Liebknecht-
figur“ gezeichnet und ein „Bekenntnis zur
Revolution“ abgelegt hatte.

„Pluralismusmodellen“ und dem neo-
konservativen „Ordnungsdenken“ (der
Schelsky oder Rohrmoser) schwanken, –
das Zurückgreifen der gegenwärtigen
bürgerlichen Geistes- und Sozialwissen-
schaften auf den geschichtsphilosophi-
schen Irrationalismus seit Nietzsche, auf
den historischen Agnostizismus seit Ge-
org Simmel oder Theodor Lessing, die
Rückkehr zu reaktionären „Grundwerte-
debatten“, die Renaissance des „konser-
vativ revolutionären“ „Freund-Feind-
Denkens“ aus der Carl Schmitt-Traditi-
on, die lebensphilosophische („postmo-
derne“) Rede von der Krise als einem
unhintergehbar menschlich-kulturellen
Faktum unabhängig von und jenseits der
kapitalistischen Verwertungs- und Ak-
kumulationskrise, das neue Interesse für
reaktionäre „Kulturanthropologien“ von
Hans Freyer bis Arnold Gehlen. Alle die-
se alten und laufend neu variierten bür-
gerlichen Ideologien, die der Rechtferti-
gung von Ausbeutung und Unter-
drückung, dem Kampf gegen die Arbei-
terklasse und den Sozialismus dienen,
finden sich im Bändchen von Buhr und
Steigerwald beschrieben.

Ab 1964 gab Manfred Buhr gemeinsam
mit dem 1974 im Alter von 62 Jahren
verstorbenen, um die Erforschung der
mathematischen Logik, der Semiotik,
Kybernetik, Spiel- und Informationstheo-
rie verdienten Georg Klaus und unter
Mitarbeit eines großen Redaktions- und
Autorenstabes das große „Philosophi-
sche Wörterbuch“ heraus, das ab 1972 in
vielen, großen Auflagen als Rowohlt-Li-
zenzausgabe auch in der Bundesrepublik
und in Österreich unter dem dreibändigen
Taschenbuchtitel „Marxistisch-leninisti-
sches Wörterbuch der Philosophie“ zu-
gänglich gemacht wurde.

Manches Stichwort („Materialismus,
dialektischer, historischer“, „Revisionis-
mus, „Opportunismus“ oder „Reformis-
mus“) kann gerade angesichts des gegen-
wärtigen, mit der kapitalistischen Krise
einhergehenden Verfalls einer (italieni-
schen, französischen, etc.) „Eurolinken“,
die nach 1989 glaubte, mit der Oktoberre-
volution brechen zu müssen, empfohlen
werden. Den österreichischen „Reform-
kommunisten“ sei die Lektüre des Stich-
worts „Austromarxismus“ empfohlen.

Vor diesem Hintergrund ist ein Griff
zum „Klaus/Buhr-Lexikon“ auch ange-
sichts des „Kritischen Wörterbuchs des
Marxismus“ und des im Zeichen des
„pluralen Marxismus“ entstehenden
„Historisch-Kritischen Wörterbuchs des
Marxismus“ unverzichtbar!

PETER GOLLER

Bloch unterschied sich – so Lukàcs um
1935 – zwar „sehr zu seinem Vorteil von
jenen bürgerlichen Antifaschisten, die die
Ideologie des Faschismus bekämpfen,
zugleich jedoch die imperialistische Ideo-
logie zu retten versuchen“. Bloch sah im
Sturz des Faschismus dementsprechend
auch die Frage nach der Beseitigung des
Kapitalismus, Bloch stellte auch in den
1930er Jahren die entscheidende Frage
nach den „Verbündeten der proletari-
schen Revolution“, nach der „Gewinnung
der städtischen Kleinbürger und der Bau-
ern für die sozialistische Revolution“.
Aber, Bloch stellte die Frage von seiner
„philosophisch-idealistischen Grundein-
stellung“ her, d.h. er sucht nach dem
„goldhaltigen Geröll“ in den überwunde-
nen feudal-mystischen oder bürgerlich-
irrationalistischen Ideologien, das unge-
brochen vom Sozialismus zu überneh-
men sei. Blochs Versuch, historische Po-
tentiale von Mystik, Ideologie, Irrationa-
lität, Utopie, religiösem (Aber-)Glauben
für den antifaschistischen Kampf zu ret-
ten, ist gescheitert, denn – so Lukács am
Beispiel des „Nietzsche-Problems“ –
Blochs Ansatz wird nur zur „Verewi-
gung“ dieser historisch erledigten For-
men führen: „Es ist ein vergebliches
Bemühen, in der Ideologie rückständiger
Bauern oder Kleinbürger ‚Gold‘ zu su-
chen.“ (Vgl. Georg Lukács: Die Erb-
schaft dieser Zeit [Bloch-Rezension um
1935], in: Ernst Bloch und Georg
Lukács. Dokumente zum 100. Geburts-
tag, hrg. von Miklós Mesterházi und
György Mezei, Budapest 1984, 245–265.)

Als Direktor des Zentralinstituts für
Philosophie der Akademie der Wissen-
schaften der DDR gab Manfred Buhr ab
1971 die Reihe „Zur Kritik der bürgerli-
chen Ideologie“ in 110 Bänden bis 1987
heraus. Nur ein Band kann hier stellver-
tretend herausgegriffen werden: 1981 hat
Buhr gemeinsam mit Robert Steigerwald
Band 100 unter dem Titel „Verzicht auf
Fortschritt, Geschichte, Erkenntnis und
Wahrheit“ selbst verfasst. Die dort unter
dem Untertitel „Grundtendenzen der ge-
genwärtigen bürgerlichen Philosophie“
beschriebenen Strömungen können an-
gesichts der akut weltweit kapitalisti-
schen, von zahlreichen imperialistischen
„Feldzügen“ geprägten Krise wieder ak-
tuell betrachtet werden: Das Scheitern
aller „kritisch rationalistischen Sozial-
technologien“, wie sie aus dem Umfeld
der Karl R. Popper’schen Philosophie
von der reformistischen Sozialdemokra-
tie aufgesogen worden waren, über die
bürgerlichen Gesellschaftsvorstellungen,
die je nach Bedarf zwischen liberalen
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Im Kampf, dem 1907 gegründeten
Theorieorgan der deutschsprachig
österreichischen Sozialdemokratie,

wird die sich nach der ersten russischen
Revolution 1905, verstärkt nach den
preußischen Wahlrechtskämpfen 1910
organisierende linksradikale SPD-Grup-
pe um Rosa Luxemburg oder Karl Lieb-
knecht weitgehend ignoriert. Luxemburg
oder Liebknecht werden allenfalls in zu-
fälligem Zusammenhang genannt.

In österreichischen Parteidebatten fin-
det kaum eine theoretische Auseinander-
setzung mit der deutschen Linken statt:
Die von den deutschen „Linksradikalen“
ab 1910 geführten Diskussionen über
den offensiven Massenstreik („Ermat-
tung oder Niederwerfung?“), über das
Versinken marxistischer Theorie im Par-
tei-“Offiziösentum“ oder über antiimpe-
rialistische Strategien blieben weitge-
hend weggeblendet.

Die ab 1910 offen einsetzende Tren-
nung der radikal linken, auch arbeiterau-
tonomen Parteigruppierungen (neben Lu-
xemburg u.a. die Gruppe um Anton Pan-
nekoek, den Bremer Johann Knief, um
die süddeutschen Linken Clara Zetkin,
August Thalheimer, Karl Radek oder Ju-
lian Marchlewski) vom (kautskyani-
schen) „Zentrum“, sowie die Machter-
greifung der scharfen Parteirechten nach
dem Tod August Bebels durch die Grup-
pe um Friedrich Ebert ab 1912/13 wird
im Kampf wohl auch deshalb nicht the-
matisiert, da doch ein Großteil der austro-
marxistischen Ideologen dem „Zentrum“
verbunden war. Folglich waren sie auch
bemüht, jede analoge Auseinanderset-
zung und Spaltung in der österreichi-
schen Partei zu unterbinden.1

Umgekehrt hat eine Rosa Luxemburg
die „austromarxistische“ Theorie ab 1913
dem „zentristischen Sumpf“ zugeordnet,
dessen einzige Funktion es ist, opportuni-
stische, 1914 im „Burgfrieden“ endende
Rechtstendenzen in den Parteien der II. In-
ternationale „marxistisch“ zu bemänteln.

In der Debatte über die Marx’sche Ak-
kumulationstheorie, im Streit über die
Marx’schen „Reproduktionsschemata“
kam es 1913/14 zu einer direkten Aus-
einandersetzung zwischen Rosa Luxem-
burg und den Wiener Austromarxisten:
Otto Bauer lehnte Rosa Luxemburgs
These, die „Akkumulation des Kapital“
lässt sich nur über die Ausbeutung und

Zerstörung „dritter Personen“ (agrarisch
naturalwirtschaftliche Zonen, Kolonien,
etc.) erklären, ab. Nach Bauer verläuft
die kapitalistische Akkumulation auch
ohne imperialistische Expansion bis zu
einem gewissen Grad „harmonisch“, oh-
ne dass er damit die „Schrankenlosigkeit
der Akkumulation erweisen“ oder gar ei-
ne Apologie des Kapitals liefern wolle.

Luxemburg antwortet in einer erst 1921
aus dem Nachlass veröffentlichten „Anti-
kritik“ dem „austromarxistischen Epigo-
nentum“ der Hilferding, Eckstein und
Bauer, die „die objektive ökonomische
Möglichkeit der schrankenlosen Akku-
mulation“ verfechten. Bauers „Imperialis-
mustheorie“ ist für Luxemburg eine „Sati-
re“ auf die realen Verhältnisse Monate
vor dem Weltkrieg: „Um sich die Mög-
lichkeit des ‚Hinausschleuderns‘ eigener
kapitalistischer Waren nach dem nichtka-
pitalistischen China zu öffnen, führten
England und Frankreich drei Jahrzehnte
lang blutige Kriege in Ostasien, und hat
das vereinigte Kapital Europas an der
Wende des Jahrhunderts einen internatio-
nalen Kreuzzug gegen China unternom-
men.“ Bauer’sche „Überakkumulation“
hat nach Luxemburg nichts mehr mit dem
Marx’schen Begriff der „Überakkumula-
tion“ zu tun: „Bei Bauer ist Überakkumu-
lation identisch mit Prosperitätsperiode,
höchster Nachfrage nach Arbeitskraft,
Aufsaugung der industriellen Reservear-
mee. Bei Marx geht Überfluss an Kapital
Hand in Hand mit Überfluss an Arbeitern,
mit größter Arbeitslosigkeit, Überakku-
mulation also identisch mit Krise und tief-
ster Depression.“ Bauers Interpretation
der Marx’schen Reproduktionsschemata
nimmt einen „proudhonistisch“, fast „so-
zialoptimistischen“ Zug an.

Otto Bauer kann als „typischer Vertre-
ter des marxistischen Zentrums“, als einer
vom „Regime der austromarxistischen
Diadochen“ die imperialistische Barbarei
des Kapitalismus nicht rechtzeitig erken-
nen: „Nur eines scheint uns schlechter-
dings undenkbar: dass ein so ‚denkender‘
offizieller Marxismus als geistige Avant-
garde der Arbeiterbewegung in der Phase
des Imperialismus zu anderen Resultaten
führen konnte als zu dem elenden Fiasko
der Sozialdemokratie, das wir heute in
dem Weltkriege erleben.“

Politisch endet so auch die Bauer’sche
Theorie der Akkumulation in der Legiti-

mierung der reformistisch rechtssozial-
demokratischen „Utopie eines histori-
schen Kompromisses zwischen Proleta-
riat und Bourgeoisie zur ‚Milderung‘ der
imperialistischen Gegensätze zwischen
kapitalistischen Staaten“. Otto Bauer ist
für Rosa Luxemburg schon vor 1914 ein
Vertreter jenes „zentristischen Sumpfs“,
der in gelehrten Varianten die Niederla-
ge der sozialistischen Parteien von 1914
rechtfertigt, der den Marxismus als
„harmlosen Kolophoniumblitz des ‚rei-
nen Denkens‘“ auffasst und folglich
beim Ausbruch des Weltkriegs versagt
hat. Kautskys, Hilferdings oder Bauers
„Weg zur Macht“ schlägt 1914 in den
„Weg zur Ohnmacht“ um.2

Otto Bauer trat also als Opponent im
Streit über die „Akkumulation des Kapi-
tal“ auf. Ansonsten erwähnt Luxemburg
Otto Bauer, den kommenden Ideologen
des Austromarxismus, nur im Zusammen-
hang mit polnischen Parteistreitereien,
mit einem antisemitischen Angriff auf ih-
re Person 1910. Wenn sie gegenüber Leo
Jogiches Anfang November 1910 andeu-
tet: „Bauer habe ich noch nicht gelesen“,
so bezog sie sich damit auf Otto Bauers
im Kampf erschienenen Artikel „Sozialis-
mus und Antisemitismus“, der sich gegen
einen polnischen Antisemiten wendet, der
den internationalistischen Standpunkt von
Luxemburg verleumdete, und sich dabei
auf Bauer berufen wollte.3

„„PPoolleennggeezzäännkk““ 11889966
Viktor Adler war Rosa Luxemburg

erstmals 1896 als Widersacherin eines
nationalistischen Weges der polnischen
Sozialdemokratie begegnet. Mit ihrem in
der Neuen Zeit präsentierten, radikal pro-
letarischen Internationalismus und ihrer
Ablehnung des sozialistischen Ziels eines
unabhängigen Polens – das nach Luxem-
burg nur ein bürgerlich-feudaler Klas-
senstaat sein könnte – unterläuft sie die in
der österreichischen Arbeiterbewegung
geübte „Stillhaltetaktik“, wonach ein
„moderater“ Nationalismus in der galizi-
schen Sozialdemokratie um deren Expo-
nenten Ignacy Daszynski einschließlich
einer organisatorisch weitgehenden Au-
tonomie der polnischen Sozialisten inner-
halb der österreichischen Partei von Vik-
tor Adler akzeptiert wurde.4

Empört protestierte Adler am 13. Mai
1896 im Vorfeld des Londoner Kongres-

Austromarxistischer „„Sumpf“
Rosa LLuxemburg uund ddie öösterreichische SSozialdemokratie. LLuxemburgs KKonflikt mmit VViktor AAdler ((1896–1918)

PETER GOLLER
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ses der II. Internationale bei Karl Kauts-
ky, dem Chefredakteur der Neuen Zeit,
gegen den Abdruck von Rosa Luxem-
burgs Aufsatz über die „Strömungen in
der polnischen Sozialdemokratie“.
Während Rosa Luxemburg die „sozialpa-
triotische“ Richtung der polnischen Lin-
ken als ein de facto Abzielen auf die Re-
stauration „eines unabhängigen polni-
schen kapitalistischen Klassenstaats“
markiert und in Ignacy Daszynski fortan
einen Exponenten des polnischen
Rechtsopportunismus sehen soll, schätzt
Adler die junge damals in Zürich studie-
rende Luxemburg als eine doktrinäre
Emigrantin ein, die mit ihrem militanten
Internationalismus gerade auch das
brüchige organisatorische Gefüge der
österreichischen Partei mit ihren vielen
nationalen Widersprüchen gefährdet:
„Eben lese ich die höchst unzeitgemäßen
Betrachtungen der Genossin Luxemburg,
die sich unsern Kopf zerbricht – Ich
fürchte, dass die überflüssige aber harm-
lose polnische Resolution für London
grade durch sie zu einer Affaire aufge-
bauscht wird, noch mehr fürchte ich aber
die Wirkung auf unsern Dasz[ynski]. Er
ist zwar sehr vernünftig, muß aber, wie
wir Alle mit Narren rechnen. Ich werde
sofort die Sache mit ihm besprechen u.
wahrscheinlich Dich dann bitten, mir für
eine Erwiderung Raum zu geben. Jeden-
falls bitte ich Dich dringend, etwaige Ein-
sendungen in der Sache vor Drucklegung
mir – nicht etwa zu Begutachtung – aber
darum vorzulegen, dass ich eventuell An-
fügungen, Beschwichtigungen dazu set-
ze, u. rette, was die doktrinäre Gans ver-
dorben hat. Alle diese Emigranten soll
der Teufel holen!! Die einen legen das
Feuer, die andern blasen hinein!“5

Rosa Luxemburg, ab 1898 in der deut-
schen sozialdemokratischen Agitation in
Posen und Oberschlesien unter der polni-
schen Bevölkerung als Rednerin einge-
setzt, vertrat die Ansicht, dass das Stre-
ben nach Wiederherstellung Polens die
Sozialdemokratie unweigerlich in ein un-
kontrollierbar nationalistisches Fahrwas-
ser führen wird: „Das Bestreben, Polen
durch die Kräfte des Proletariats als einen
Klassenstaat wiederherzustellen, erweist
sich daher nicht als überflüssig, sondern
als undurchführbar, als utopisch.“6

Rosa Luxemburg beobachtete gele-
gentlich die Entwicklung des Sozialis-
mus im österreichischen Teil Polens, so
1898 die Repression gegen sozialrevolu-
tionäre Landarbeiterunruhen in der Um-
gebung von Neusandez oder später 1911
die galizische Wahlagitation, um wieder
einmal Ignacy Daszynskis „nationalisti-

sche Demagogie“ anzuklagen, der die
„nationalistischen Phrasen“ des polni-
schen Bürgertums übertreffen wollte.7

In polnischen Parteistreitigkeiten stellte
sich Viktor Adler auf die Seite der „natio-
nalistischen“ Polnischen Sozialistischen
Partei (PPS) und polemisierte wiederholt
gegen die von Rosa-Luxemburg oder Leo
Jogiches internationalistisch organisierte
Sozialdemokratie des Königreichs Polen
und Litauen (SDKPiL). Während Lu-
xemburg – so im Vorfeld des Dresdner
SPD-Parteitags von 1903 – von der PPS
verlangte: „Wir wollen nicht den polni-
schen Klassenstaat errichten, sondern ein
sozialistisches Polen.“, sprach Viktor Ad-
ler immer wieder verächtlich – etwa am
1. Jänner 1905 August Bebel gegenüber –
von der angeblich kleinen und sektiereri-
schen „Rosa-Partei“ in Gegenüberstel-
lung zur „PPS der Polnischen Soziali-
stenpartei (der großen, nicht den Rosai-
sten)“.8 Am 10. Jänner 1905 schrieb Ad-
ler an Kautsky: „Du begreifst, dass ich
nicht möchte, dass Rosa irgendeine Ver-
schwörung gegen ihre ‚Partei‘ wittert u.
mich noch schwärzerer Verbrechen ver-
dächtigt als ich ja in der Tat fähig bin.“
(BVA 451, 454, 461)

In der Polen-Frage hat auch Lenin Ro-
sa Luxemburgs Standpunkt als abstrakt
internationalistisch kritisiert und das
Recht auf nationale Selbstbestimmung
als ein Element einer revolutionären Dy-
namik eingefordert: Ein Konfliktpunkt,
der Lenin und Luxemburg bis 1918 be-
gleitete, etwa nach 1914 in der Frage, ob
es in der imperialistischen Periode noch
nationale Verteidigungskriege geben
kann, oder nach dem Roten Oktober
1917, als Luxemburg im bolschewisti-
schen Prinzip der nationalen Selbstbe-
stimmung mit Blick auf Finnland, das
Baltikum oder die Ukraine ein konterre-
volutionäres Prinzip sah.
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Im Zuge des Revisionismusstreits stell-

te Adler 1898/99 Rosa Luxemburg sarka-
stisch herablassend als „jene gute alte Be-
kannte vor, die von der Wiederherstel-
lung Polens absolut nichts wissen will,
und so rastlos dagegen agitiert, als wäre
das die schlimmste Sorge und die drin-
gendste Gefahr, vor der das polnische
Proletariat steht“. Er griff sie als Bünd-
nispartnerin des linken Bernstein-Kriti-
kers Alexander Helphand-Parvus an, als
Dogmatikerin des „zwei mal zwei ist
gleich vier“: „Im übrigen machen sie und
der sehr kenntnisreiche Genosse Parvus
sich dadurch unangenehm, dass sie
Wahrheiten, die uns Sozialdemokraten

keineswegs neu sind, mit einem aufdring-
lichen Fanatismus predigen, als wollten
sie den unerhörten Satz, dass zweimal
zwei vier ist, zum dogmatischen Privile-
gium einer Sekte erheben. So schmal, wie
diese Genossen sich den Pfad vorstellen,
auf dem die Sozialdemokratie zu wan-
deln hat, ist er zum Glück nicht, und so
grausam nahe liegt die Gefahr nicht, wie
sie glauben, bei jedem Schritt einen Fehl-
tritt gegen das Prinzip zu begehen.“9

Mit einer – schließlich am 2. April
1899 in der Wiener Arbeiter-Zeitung er-
scheinenden Rezension von Eduard
Bernsteins „Die Voraussetzungen des
Sozialismus und die Aufgaben der Sozi-
aldemokratie (Stuttgart 1899)“ betraut,
schrieb Adler am 7. März 1899 an Kauts-
ky, der von Bernstein in einem seiner
schiefen Vergleiche als „Kalvinist der
Doktrin“ abgewertet worden war: „Ich
habe etwas von der banausischen Ge-
ringschätzung der Theorie in mir, die
wohl jeder hat, der in der Praxis auf- u.
vielleicht untergeht. Wenn Ihr mich also
wirklich zuerst ins Feuer schickt, so tut
es wohl wissend, dass ich Ede weit weni-
ger zürne als den abgeschmackten Pfaf-
fereien von Plechanow, Parvus u. R[osa]
L[uxemburg]. Weh tut’s mir, dass ich
Plech[anow] in einem Atem mit den Bei-
den nennen muß! – oder gar den ausge-
klügelten, listigen Demagogien des Meh-
ring.“ (BVA, 292)

Rosa Luxemburg, die zeitgleich unter
dem Titel „Sozialreform oder Revoluti-
on?“ ihre im Herbst 1898 einsetzende, in
einer Artikelserie in der Leipziger Volks-
zeitung veröffentlichte Kritik an Eduard
Bernstein systematisch fortsetzte, notierte
in Kenntnis von Adlers „versöhnleri-
scher“ Kritik an Bernstein am 5. April
1899 gegenüber Leo Jogiches: „In der
Anlage sende ich Dir einen Artikel dieses
arroganten Juden Adler, Du wirst ihn
selbst einschätzen.“ (GB 1, 298)

Nicht zufällig sah Eduard Bernstein in
Viktor Adler einen möglichen „Vermitt-
ler“ im Reformismuskonflikt. Bernstein
schreibt am 3. März 1899 an Adler:
„Dass Du mehr wie er (Kautsky – Anm.)
geneigt bist, Gegensätze in den Doktrin-
Anschauungen zu versöhnen, daran ist
natürlich kein Zweifel.“ (BVA 287)

Schon in Reaktion auf den Richtungs-
streit auf dem Stuttgarter Parteitag hatte
Viktor Adler – immerhin unglücklich
über Bernsteins Sager, wonach die öster-
reichischen Sozialdemokraten „Meister
jenes Opportunismus“ wären – Mitte
Oktober 1898 versucht, die sozialdemo-
kratischen Flügelkämpfe als nicht funda-
mental entscheidend, eher randständig
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darzustellen. Fragen der Marx’schen
Mehrwerttheorie, der Konzentrations-
theorie, der so genannten „Verelen-
dungs“- oder „Zusammenbruchstheorie“
könnten nicht vor dem Forum eines Par-
teitages gelöst werden. 

Mit augenzwinkerndem Hinweis auf
sein begrenztes theoretisches Wissen
wollte sich Viktor Adler
einer eindeutig antirevisio-
nistischen Positionierung,
die zu einem von August
Bebel angedachten Aus-
schluss der Gruppe um
Bernstein hätte führen
können, entziehen – so am
16. März 1899 an Karl
Kautsky: „Von der Mehr-
wertgeschichte verstehe
ich Nichts, sie ist mir auch
völlig Wurst! In seiner Po-
lemik gegen die Katastr-
ofentheorie beweist [Bern-
stein] zu viel u. stützt sich
auf eine erschreckend
oberflächliche Statistik.
Die Krisengeschichte ist
Profetentum schlechtester
Art. Kurz, ich bin sehr ent-
täuscht u. so viel Anre-
gung ich Ede verdanke,
was ja immer u. immer
wieder gesagt sein soll u.
so wenig ich wünsche, daß
man seine Stimme er-
stickt, so sehr muß ich
doch sagen, manche Nör-
gelei hätte er sich schen-
ken können, die gar Nichts
nützt u. uns sehr schaden
wird.“ (BVA 296)

Den Streit um die
Marx’-Engels’sche „Kritik
der politischen Ökonomie“, um die mate-
rialistische Geschichtsauffassung, um die
Einschätzung der dialektischen Philoso-
phie als „hegelianischer Fallstrick“ durch
Eduard Bernstein, um dessen Qualifizie-
rung der marxistischen Revolutionstheo-
rie als putschistischer Blanquismus tat
Viktor Adler als eigentlich bloß akademi-
schen „Streit um Worte“ ab.

In „philosophischen Fragen“ erklärte
sich Adler schlicht und einfach für neu-
tral, da sie ihm den sozialistischen Tages-
kampf nicht zu tangieren schienen. Ob
ein sozialistischer Autor für Kant (so
Bernstein) oder gegen Kant – Adler wi-
dersprach Plechanows Einschätzung vom
(Neu-)Kantianismus als bürgerlichem
Opium – eintritt, erklärte Adler mehr
oder weniger zur Privatsache. Nach Ad-
ler handelte es sich dabei nur um „Fragen

der Metaphysik“ abseits sozialistischer
Praxis: Wir „denken vor allem an die hef-
tige Debatte, die sich über das Verhältnis
des historischen Materialismus zur Er-
kenntnistheorie und um den Ruf: ‚Zurück
auf Kant!‘ entsponnen hat. Aber ein so
günstiges Zeichen es für die Kulturhöhe
und die geistige Regsamkeit der deut-

schen Arbeiter ist, dass solche Diskussio-
nen überhaupt möglich sind; entschieden
können diese Fragen auf dem Boden der
Partei nicht werden, denn man mag daran
zweifeln, dass sie Transzendentales, Me-
taphysisches betreffen – darüber dürfte
doch kein Streit sein, dass sie der Meta-
politik angehören, dass sie jenseits aller
Politik liegen. Wenn wir vom Streit er-
hitzten Soldaten des Klassenkampfes uns
auf solche Erörterungen einlassen, sind
wir in Gefahr, unsere Soldatengewohn-
heiten mitzubringen – vide nicht nur
Plechanow, sondern auch Bernstein –,
wodurch die Unbefangenheit unserer Phi-
losophie bedenklich getrübt wird. Wir las-
sen darum Bernsteins Angriff gegen He-
gel und die Dialektik ebenso auf sich be-
ruhen, wie Plechanows forsche Abwehr
der Renaissance des Kantianismus.“

Viktor Adler wertet noch 1901 die po-
stulierte Theorieabstinenz Bernsteins zur
Beliebigkeit von „philosophischen Fra-
gen“ herab, die nicht besonders wichtig
sind und für den als praktisch vorgestell-
ten Sozialisten auch keine Rolle spielen:
„Ich gestehe, dass ich außer etwa von
Konrad Schmidt und Sadi Gunter wenig

Philosophisches in unserer
neueren Parteiliteratur ge-
lesen habe, das mir nicht
geradezu schmerzhaft ge-
wesen wäre. Das gilt von
Plechanow bis Bernstein
und von Bernstein bis
Plechanow. Man möge mir
diese Bemerkung ja nicht
als Dünkel auslegen: Ich
selbst verstehe von diesen
Dingen nur eben gerade
genug, um zu wissen, dass
ich darüber respektvoll zu
schweigen habe; das tue
ich denn auch.“

Für Rosa Luxemburg
war der Streit über die
materialistische Gesell-
schaftsauffassung mehr
als ein Gelehrtenstreit, für
sie ging es dabei um die
proletarische Klassenpo-
sition. In der Denunziati-
on von Theorie als „all-
tagsfremd“ sah sie eine
indirekte Schützenhilfe
an den antimarxistisch
rechten Parteiflügel um
Georg Vollmar, Max
Schippel, Wolfgang Hei-
ne, um die süddeutschen
„Budgetbewilliger“. Im
Vorfeld zum Parteitag
von Hannover im Herbst

1899 markierte Rosa Luxemburg vor al-
lem zwei „Manöver der Verteidiger
Bernsteins“ und damit auch jener, die
Bernstein ähnlich Adler zumindest Ver-
ständnis entgegen brachten: die Beru-
fung auf die so genannte „Freiheit der
Kritik und der Wissenschaft“, womit
„frisches Leben in die Partei“ komme
und die „alte Agitationstour Abwechs-
lung“ fände: „Diese Kritik ist eine Theo-
rie der Versumpfung, für die es in unse-
ren Reihen keinen Raum gibt.“ 

Als zweites Gedankenmanöver nannte
Luxemburg das gerade von Adler ange-
wandte Muster des „Sich-Dumm-Stel-
lens“, indem „die zur Diskussion stehen-
den Fragen als so sehr gelehrt, verwickelt
und schwierig [dargestellt werden], dass
eine Beurteilung, geschweige Beschluss-
fassung des großen Haufens der Genos-

Rosa Luxemburg (1871–1919)
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sen in diesen Fragen als eine Anmaßung
sondergleichen erscheinen muß“.10

Viktor Adlers Position war ähnlich je-
ner des deutschen Parteirechten Ignaz
Auer, der am 18. September 1899 im
Vorfeld zum Parteitag von Hannover mit
Brief an Adler marxistische Theoriede-
batten als „Salberei“ qualifizierte: „Auf
Wiedersehen in Hannover! wohin Du
hoffentlich eine gehörige Portion südli-
chen Humors mitbringst, um die tagelan-
gen Salbadereien über Taktik, granitene
Grundlagen des Marxismus, Opportunis-
mus, revolutionäre Energie, Endziele
usw. usw. ohne Schaden ertragen zu
können.“ (BVA, 323)

Viktor Adler akzeptierte Bernstein
1898/99 als einen „Fanatiker der Gerech-
tigkeit“, als einen kritischen, wenn auch
im englischen Exil „tradeunionistisch“
geprägten und von der sozialistischen
Praxis isolierten „Skeptiker“. Die Kritik
an Bernstein wollte Viktor Adler auf
dessen „taktische“ Schlussfolgerungen
begrenzen. Die Preisgabe des „sozialisti-
schen Endziels“ gilt Adler immerhin als
ein Zugeständnis Bernsteins an die bür-
gerliche Ideologie. Von einer sich anbah-
nenden Klassenharmonie will Adler an-
gesichts wiederholter antisozialistischer
„Zuchthausvorlagen“ gleichfalls nichts
erkennen: „Wenn Bernstein aber auf
Grund englischer Erfahrungen meint, ei-
ne Milderung der Klassengegensätze, ei-
ne Abschwächung des Klassenkampfes
sei in Aussicht oder möglich, so hat ihm
der Parteitag die Antwort gegeben, die
wir alle ihm geben müssen. (…) Keines-
falls gibt es irgendeine Erfahrung, die
uns veranlassen könnte, den Panzer des
streng geschlossenen proletarischen
Kampfes abzulegen.“

Im Frühjahr 1899 erklärte Adler neuer-
lich, Bernsteins optimistisch legalisti-
scher Reformismus konnte sich nur
„weltabgewandt“ in einem englischen
Cottagehaus unter völligem Absehen von
allen (geplanten) Repressionen gegen die
Kampfmittel der Arbeiterbewegung ent-
wickeln, – unter völliger Blindheit etwa
gegenüber der Realität der preußischen
Klassenjustiz, die im gerade Aufsehen er-
regenden so genannten „Löbtauer Urteil“
vom Feber 1899 in Dresden neun aus-
ständige Bauarbeiter wegen Protests ge-
gen Lohnraub zur unglaublichen Gesamt-
haftstrafe von 54 Jahren und 70 Jahren
Ehrverlust verurteilt hatte.

Adler äußert am 17. März 1899 ge-
genüber Bernstein die Hoffnung, dass
seine Rezension der „Voraussetzungen
des Sozialismus“ hoffentlich „einigen
Parvus“, also der marxistischen Kritik,

zuvorkommt. Allen Streit über „das
Theoretische“ weist Adler mit einem Fe-
derstrich zurück, nur die taktischen Fol-
gerungen Bernsteins irritieren ihn: „Am
Meisten – das Theoretische liegt mir
fern, mach Dir das mit Karl aus – ärgert
mich die taktische Seite. Du konstruirst
Dir einen Begriff von ‚Revolution‘, den
kein Mensch mehr hat, außer ein paar
ganz alte Polizisten, und sagst dann em-
phatisch, wir sind nicht ‚revolutionär‘,
wir sind Reformpartei. (…) Du stellst
uns als Schafe im Wolfspelz dar und
willst uns das Fell rauben!“ (BVA 298)

Eigentlich kritisierte Viktor Adler
Eduard Bernstein nur, weil er mit seiner
demokratisch-legalistischen Reformhal-
tung die „altbewährte Taktik“ stört, mit
überflüssigen, ohnedies „offene Türen
einrennenden“ Mahnungen zur Legalität
irritiert. Kaum ein Sozialdemokrat müsste
von der Notwendigkeit des täglichen
Kampfes um soziale und politische Refor-
men überzeugt werden. Kaum ein Sozial-
demokrat hat es notwendig, von Bernstein
zur Abkehr von einer „Gewalttaktik“ er-
mahnt zu werden: Wie „auch jeder einzel-
ne von uns darüber denken mag, ob die
‚Katastrophe‘ fern oder nah ist, wir setzen
alle Kräfte an die langsame Hebung der
Lebenshaltung und der politischen Macht
des Proletariats, als ob sie allein das ‚End-
ziel‘ wäre, und wir arbeiten so fieberhaft
rastlos daran, als ob morgen die ‚Kata-
strophe‘ vor der Tür stünde.“ 

Bernsteins Revolutionsbegriff orientiert
sich an den gespensterhaften Vorstellun-
gen des bürgerlichen Polizei- und Justiz-
apparats. Bernstein zeichnet nach Adler
ein karikierendes Bild vom sozialdemo-
kratischen Revolutionsdenken im
„Heugabelsinn“: „Es ist absolut überflüs-
sig, dass [Bernstein] der Sozialdemokratie
ein Kollegium über die Aussichtslosigkeit
und Verwerflichkeit der Gewalttaktik
liest. Er selbst weiß das, denn er wieder-
holt unausgesetzt, dass die Werke der Par-
tei mit keiner Form von Gewalttaktik et-
was zu tun haben, und er wäre verpflich-
tet, zu wissen, dass auch ihre Worte frei
sind von phrasenhaftem Appell an die Ge-
walt. Was will Bernstein also? Ein Wort
hat es ihm angetan, das Wort: Revolution,
dem läuft er nach, und das will er aus dem
Wörterbuch der Partei ausmerzen. Möge
Genosse Bernstein verzeihen: Hier wird
er einfach kindisch. Erst definiert er das
Wort Revolution, wie nur noch ganz alte
Staatsanwälte als ‚gleichbedeutend mit
Aufstand, beziehungsweise außergesetzli-
cher Gewalt‘ und dann widerrät er sehr
umständlich den Gebrauch dieses so fein
definierten Wortes.“11

Die deutsche und österreichische Sozi-
aldemokratie muss Bernsteins Mahnung
zur reformistischen Legalität zurückwei-
sen, da sie dieser Taktik ohnedies schon
zu sehr verpflichtet ist. Die revolutionäre
Linie muss nach Adler aber zumindest
als Tradition und Drohpotential gewahrt
werden: „Wenn die Sozialdemokratie
aufhört, sich eine revolutionäre Partei zu
nennen, wenn sie sich entschließt, nur
mehr als ‚demokratisch-sozialistische
Reformpartei‘ aufzutreten, dann werden
bei den herrschenden Klassen die laten-
ten Schätze ihrer Ethik frei werden, dann
wird der Einfluss der Einsichtigen und
Anständigen unter ihnen so sehr wach-
sen, dass sie der Notwendigkeit demo-
kratischer Einrichtungen zum Durch-
bruch verhelfen können. Ja, noch mehr:
auch auf die sehr aktuelle Frage: Wie
soll die Beseitigung des Klassenwahlsy-
stems und die Demokratisierung der Ge-
meinde erkämpft, wie soll die geplante
Vernichtung des Reichstagswahlrechtes
verhindert werden? findet Bernstein kei-
ne andere Antwort als jenen Verzicht auf
das Wort Revolution.“

Manche „kleinbürgerlich demokrati-
sierende“ Konsequenz des Reformismus
wollte also auch ein Viktor Adler 1901
nicht verschweigen, indem er mit dem
Hinweis, dass es auch in Österreich eini-
ge „Bernsteinianer“ gibt, Tendenzen zur
„Verphilisterung unserer Partei“ beklag-
te, die sich als „eine grinsende Skepsis
gegenüber allem, was proletarische Sitt-
lichkeit und gar, was proletarischer
Heroismus ist“, und als „wissenschaft-
lich sein wollende Gerechtigkeitsduselei
gegenüber allen offenen und verkappten
Gegnern der Arbeiterklasse“, als „eine
falsche Objektivität, die bis zur Läh-
mung des eigenen Urteils geht“, breit
macht: „Dazu Neigung zu Kompromis-
sen, bis es bald gar nichts zu kompromit-
tieren gibt. Der Militarismus wird plausi-
bel, das Budget samt dem Bedarf der
Klassenjustiz und des Polizeiknüppels
akzeptabel, es gibt schier nichts mehr,
was wir nicht schlucken sollen.“

Bernsteins Theorie – das sieht auch
Adler so – ist eine des Misstrauens gegen
die Fähigkeit der Arbeiterklasse, er
„scheint namentlich von der fixen Idee
verfolgt zu sein, die zukünftige proletari-
sche Revolution werde ihre Sache mög-
lichst dumm anstellen und etwa in einer
längeren Nachtsitzung auf dem Weg ei-
niger Dekrete die gesamte kapitalistische
Wirtschaft auf sozialistische Beine stel-
len wollen. Unseres Erachtens besteht
aber nicht der geringste Zwang, sich die
Diktatur des Proletariats so naiv vorzu-
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wurde die Feststel-
lung der Tatsache der
fortschreitenden Pro-
letarisierung in Sätze
gekleidet, deren nun
präzisere Fassung
nicht leicht der Ge-
fahr unterliegen dürf-
te, als selbstgeschaf-
fene Karikatur einer
Verelendungstheorie
zur Zielscheibe kriti-
zistischen Eifers zu
werden.“12

Viktor Adler stellte
sich in Summe sogar
mehr gegen „linke
Luxemburg-Parvus-
Pfaffereien“ als ge-
gen die Bernstein-
Gruppe. Adler wollte
sich als über der Sa-
che stehender Media-
tor stilisieren, so
1901: „Ich gestehe –
und ich wage die
Gastfreundschaft der
‚Neuen Zeit‘ auch für
diese Bemerkung in Anspruch zu neh-
men –, dass mir Ton und Methode der
Abwehr, wie sie von Plechanow, Parvus,
Rosa Luxemburg und mitunter auch von
Kautsky selbst an dieser Stelle geübt
wurde, nicht selten ein Stein des An-
stoßes war; ich gestehe, dass ich, um ein
aktuelles Beispiel zu wählen, die Hin-
schlachtung gleich einer ganzen Heka-
tombe von ‚Opportunisten‘ weder für
sachlich berechtigt noch für klug halte,
aber ich gestehe ebenso offen, dass ich
aus meinem eigenen Unbehagen heraus,
das mir die Leistungen des Revisionis-
mus in allen seinen Spielarten verursa-
chen, manchen sonst unbegreiflichen Ex-
zess erklärlich finde.“13

Rosa Luxemburg hat ganz konträr zu
Adler den politisch grundlegenden Cha-
rakter des Revisionismusstreits über das
singuläre Phänomen Eduard Bernstein
hinaus in ihrem mit 18. April 1899 datier-
ten Vorwort zu „Sozialreform oder Revo-
lution?“ herausgestrichen: „Die durch
Bernstein theoretisch formulierte opportu-
nistische Strömung in der Partei ist nichts
anderes als eine unbewusste Bestrebung,
den zur Partei herübergekommenen klein-
bürgerlichen Elementen die Oberhand zu
sichern, in ihrem Geiste die Praxis und die
Ziele der Partei umzumodeln. Die Frage
von der Sozialreform und der Revolution,
vom Endziel und der Bewegung, ist von
anderer Seite die Frage vom kleinbürger-
lichen oder proletarischen Charakter der

stellen. Dass die Umwälzung keine
plötzliche und allseitige sein kann, wird
bei näherer Überlegung jedem klar sein,
und wenn wir noch heute selbst in den
kapitalistisch gründlichst revolutionier-
ten und fortgeschrittensten Ländern mit
nicht unansehnlichen Resten des Feuda-
lismus zu tun haben, so haben wir gewiss
zu gewärtigen, dass kapitalistische Wirt-
schaftselemente und Produktionsformen
noch weit in die sozialistische Zeit hin-
ein bestehen bleiben werden.“ 

Viktor Adler warf Bernstein auch im
Rückblick 1901 vor, kapitalistischen
„Prosperitäts“-Illusionen jenseits von Kri-
se und Arbeitslosigkeit anzuhängen, mit
der Kritik am Marxismus zum „äußersten
Exzess revisionistischer Superklugheit“
von „Budgetbewilligern“ beizutragen,
vom französischen Millerandismus-De-
bakel unbelehrt geblieben zu sein.

Nichtsdestotrotz sah Adler im Revisio-
nismusstreit nur einen „Krakeel“ ohne
größere Folgen: „Es scheint mir ein Zei-
chen der unverwüstlichen Gesundheit
der deutschen Sozialdemokratie, dass ihr
der ganze kritische Krakeel samt dem re-
visionistischen Spektakel, soweit ich se-
hen kann, gar nicht nahegegangen ist.“

Nach Adler gefährdet der reformisti-
sche Opportunismus als Frage von „Tin-
te und Druckerschwärze“ die sozialisti-
sche Tradition nicht: Da „bisher keine
Tatsachen gesetzt sind, die unwiderruf-
lich wären, und deren Folgen man nicht
entrinnen könnte, da sich alles nur in
Tinte und Druckerschwärze zugetragen
hat, so darf man hoffen, dass das kriti-
sche Gewitter wie seine Abwehr ohne
bleibenden Schaden vorbeiziehen wird.“

Angesichts der österreichischen „Wie-
ner Programmdiskussion“ glaubte Adler
1901 aus der „Bernsteindebatte“ sogar
indirekt etwas lernen zu können, eine an-
geblich verschärfte Klarstellung des
Missverständnisses vom wie das Schick-
sal historisch automatisch heraufziehen-
den Sozialismus („Attentismus-Vorur-
teil“) und eine verschärfte Abgrenzung
gegen eine Marx und Engels zugeschrie-
bene Verelendungstheorie: „Ohne der
näheren Erörterung des österreichischen
Programmentwurfes vorzugreifen, sei
hier zunächst gesagt, dass die Bernstein-
debatte samt der ihr folgenden Revisio-
nistenbewegung nur in zwei Punkten
dafür nutzbar zu machen war oder viel-
mehr berücksichtigt werden musste. In
dem theoretischen Teil des Programms
wurden alle Wendungen vermieden, die
von revisionistischem Missverstand als
historischer Fatalismus oder Automatis-
mus ausgelegt werden könnten, und es

Arbeiterbewegung.“ Es handelt sich bei
diesen „theoretischen Auseinandersetzun-
gen“ nicht „lediglich um eine Sache der
‚Akademiker‘“ (1/1, 37114)

Für Luxemburg ist Bernstein schon ein
„bürgerlicher Theoretiker des Liberalis-
mus“, angelehnt an die Begrifflichkeit
der bürgerlichen „Vulgärökonomie“ un-
ter Preisgabe der Marx’schen Kritik der
politischen Ökonomie (Werttheorie,
Mehrwerttheorie, Krisentheorie) (1/1,
422), ein Liquidator der materialisti-
schen Geschichtsauffassung (1/1, 436),
ein Apologet des „bürgerlichen Parla-
mentarismus“ (1/1, 433), ein Mahner vor
der „verfrühten Revolution“ (1/1, 435),
der Prediger der „Aussöhnung mit dem
bürgerlichen Liberalismus“ (1/1, 436):
„In der Tat! Wenn [Bernstein] dem
Marxschen ökonomischen System ab-
schwört, um auf die Lehren von Brenta-
no, Böhm-Jevons, Say, Julius Wolf zu
schwören, was tut er anderes, als die wis-
senschaftliche Grundlage der Emanzipa-
tion der Arbeiterklasse mit dem Apolo-
getentum der Bourgeoisie vertauschen?
Wenn er von dem allgemeinmenschli-
chen Charakter des Liberalismus spricht
und den Sozialismus in seine Abart ver-
wandelt, was tut er anders, als dem So-
zialismus den Klassencharakter, also den
geschichtlichen Inhalt, also überhaupt je-
den Inhalt nehmen und damit umgekehrt
die historische Trägerin des Liberalis-
mus, die Bourgeoisie, zur Vertreterin der

Eduard Bernstein (1850–1932)
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allgemeinmenschlichen Interessen ma-
chen.“ (1/1, 438)

Mit Blick auf Bernsteins Auffassung
von Wissenschaft als einem klassenneu-
tralen Phänomen stellt Rosa Luxemburg
die Frage: „Was tut [Bernstein] im Grun-
de genommen anders, als der Arbeiter-
klasse die Quintessenz der Moral der
Bourgeoisie: die Aussöhnung mit der be-
stehenden Ordnung und die Übertragung
der Hoffnungen ins Jenseits der sittli-
chen Vorstellungswelt, predigen?“ Hin-
ter Bernsteins Kampf gegen die Dialek-
tik, hinter seiner „Gedankenschaukel des
Einerseits-Andererseits, Zwar-Aber, Ob-
gleich-Dennoch, Mehr-Weniger“ steht
für Luxemburg Bernsteins „bürgerliche
Weltanschauung“. (1/1, 439)

Während Viktor Adler im Revisionis-
musstreit gleichsam den pluralistischen
sozialdemokratischen Meinungsaus-
tausch (bürgerliche Stichworte: Mei-
nungsfreiheit, „Selbstkritik“) sieht,
spricht Luxemburg davon, dass „die Dis-
kussion mit Bernstein zur Auseinander-
setzung zweier Weltanschauungen,
zweier Klassen, zweier Gesellschaftsfor-
men geworden [ist]. Bernstein und die
Sozialdemokratie stehen jetzt auf gänz-
lich verschiedenem Boden. Das Bern-
steinsche Buch hat für die deutsche und
die internationale Arbeiterbewegung ei-
ne große geschichtliche Bedeutung: Es
war dies der erste Versuch, den opportu-
nistischen Strömungen in der Partei eine
theoretische Grundlage zu geben.“ – Je-
nen opportunistischen Strömungen, die
schon auf die Tage des „Sozialistenver-
bots“ der 1880er Jahre, auf die „Damp-
fersubventionsfrage“, auf „Vollmars
Staatsozialismus, die bayerische Budget-
abstimmung, den süddeutschen Agrarso-
zialismus, Heines Kompensationsvor-
schläge, endlich Schippels Zoll- und Mi-
lizstandpunkt“ zurückgehen.

Bernsteins Theorie ist für Luxemburg
nichts anderes als die offen scharfe Preis-
gabe des Klassenkampfprinzips und da-
mit zugleich „die theoretische Feuerpro-
be für den Opportunismus“ (1/1, 440f.):
„Die jetzige opportunistische Strömung
überwinden heißt sie von sich weisen.
Bernstein lässt sein Buch in den Rat an
die Partei ausklingen, sie möge zu schei-
nen wagen, was sie sei: eine demokra-
tisch-sozialistische Reformpartei. Die
Partei, d.h. ihr oberstes Organ, der Partei-
tag, müsste unseres Erachtens diesen Rat
quittieren, indem er Bernstein veranlasst,
seinerseits auch formell als das zu er-
scheinen, was er ist: ein kleinbürgerlich-
demokratischer Fortschrittler.“ (1/1, 445) 

Adler auf der anderen Seite hatte sich

syndikalistischen Arbeiterradikalismus
mit seinen (Massen-) „Krawalldemon-
strationen“ und mit seiner individualanar-
chistischen „Propaganda der Tat“.15

Rosa Luxemburgs damals noch an
Karl Kautskys „sozialer Revolution“ ori-
entierte Überlegungen zur proletarischen
Gewalt, ja allein das Andenken der „Ge-
waltfrage“ wies Adler abschließend am
6. Juni 1902 zurück: „Es gibt wirklich
Leute, die das Gerede der Rosa über ‚die
Gewalt‘ geistreich finden. Ich habe sel-
ten Abgeschmackteres gelesen. Sie will
nicht ‚verzichten‘ auf die Gewalt! Na,
u. wenn!? Welcher Esel verzichtet oder
verzichtet nicht?? Solches Zeug haben
wir in den Achtziger Jahren schlucken
müssen, damals war es nötig, heute ists
der reine revolutionäre Kafetratsch! Und
in diesen Stiefel lässt Du Dich durch
Deine lächerlich übertriebene Furcht vor
den Revisionisten hineinreiten. Mit der
Gewalt ists meines Erachtens so – er-
stens muß man sie haben, zweitens kann
man sie anwenden od. nicht anwenden,
beides kann vernünftig sein, aber von ihr
reden ist unter allen Umständen das
Dümmste, was man mit ihr machen
kann.“ Von „Rosa und Franz“ würden
die deutschen Genossen in „großmäulige
Illusionen hineingehetzt“, so Adler pole-
misch vom so genannten Praktikerstand-
punkt: „Wir suspekten Menschen hier
haben alle mit Säbeln u. Pferden mehr
als einmal zutun gehabt, wissen auch,
was es heißt in einem konkretem Mo-
mente konkrete Entscheidungen zu tref-
fen, die Menschenleben betreffen.
Meinst Du, dass ich, wenns wieder
kommt, bei der Rosa nachschlagen wer-
de, wie das mit der ‚Gewalt‘ eigentlich
ist??“ (BVA 403f.)

Kautsky hatte zuvor Adler in der Lu-
xemburg-Kritik nicht zustimmen wollen,
er verteidigte Ende Mai 1902 „Rosa und
Franz“ gegen die „Dummheit der [belgi-
schen] Führer“: „Wohin ich sehe, herr-
scht hier in Sache der Belgier nur eine
Stimme, ausgenommen die ärgsten Op-
portunisten. (…) Du bist der Einzige,
den diese Artikel der Rosa in Wut verset-
zen.“ Kautsky warf der belgischen
Parteiführung vor, dass sie die außerpar-
lamentarischen Kampfmittel, wie den
Massenstreik, nur als leere Drohfassade
aufgebaut hatte: „Das ist es, was ich den
Belgiern, den Führern vorwerfe. Nicht
dass sie den Generalstreik einstellten,
aber dass sie die ganze Woche vorher
ebenso frivol wie kopflos vorgingen,
leichtfertig eine Waffe nach der andern
hervorzogen, in der Sonne blitzen ließen,
damit furchtbar drohten und dann – ruhig

vielmehr Sorgen gemacht, dass für Bern-
stein kein Platz mehr in der Partei sein
könnte, dass dieser aus der Sozialdemo-
kratie verdrängt wird, dass von Seite Be-
bels oder Kautskys eine sozialliberale
Parteiabspaltung riskiert wird. An Au-
gust Bebel schrieb Adler am 1. Novem-
ber 1898 befürchtend, dass „Ihr, vor al-
lem Du und Karl [Kautsky], durch allzu
große Strenge Ede immer mehr nach
rechts drängt.“ Nach Adler ist alles zu
vermeiden, was dazu führt, dass „ein
Mann wie Ede keinen Platz in der Partei“
mehr hat. (BVA 266)

BBeellggiieennssttrreeiitt 11990022::
„„SSoozziiaalliissttiisscchheerr LLeeggaalliissmmuuss““

uunndd ddiiee „„GGeewwaallttffrraaggee““
Im Frühjahr 1902 verschärfte Viktor

Adler während des Streits über die Taktik
im belgischen Wahlrechtskampf (Mas-
senstreikabbruch, Bündnispolitik) seine
Angriffe auf die deutsche Parteilinke.
Viktor Adler plante vorübergehend, in der
Neuen Zeit direkt auf Rosa Luxemburgs
Artikel über „das belgische Experiment“
zu antworten, wie er Kautsky am 17. Mai
1902 ankündigt: „Seit Wochen will ich
Dir schreiben, respektive in der N.Z. über
das mir widerwärtige Treiben der Rosa u.
des Franz gegen die Belgier meiner Galle
Luft machen. (…) Man treibt ja Schindlu-
der mit den Belgiern u. was die Leipz.
Volksz. leistet, muß Jeden anekeln, der es
ernst nimmt u. dem Blut u. Leben der Ge-
schichte nicht nur Papier u. papierenes
Argument in Papierschlachten für papier-
ne Revolution ist.“ (BVA 395)

Rosa Luxemburg war über diesen Plan
Adlers informiert, wie sie am 22. Mai
1902 an Clara Zetkin berichtet: „Denken
Sie: Chaim, vulgo Victor, geht gegen
mich in der belgischen Frage los. Er hat
Karl einen Artikel angekündigt. Ich ver-
mute, dass er mit dem wohlduftenden
Vandervelde korrespondiert und ihm ei-
ne ‚Rettung‘ angedeihen lassen will. Mir
kann’s nur recht sein, ich antworte ihm
mit Wonne.“ (GB 1, 637)

Obwohl Adler die Luxemburg’sche
„Überhebung der Tintenflasche“ in der
Belgien-Frage unerträglich schien, ver-
zichtete er auf eine öffentliche Replik,
um nicht als ein „Über-Bernstein“ dazu-
stehen. (BVA 398, 404)

Die Luxemburg’sche Ansicht, die bel-
gischen Sozialisten hätten den Mas-
senstreik im April 1902 radikalisieren
sollen, erinnert Adler an die österreichi-
sche Parteigeschichte der 1880er Jahre
mit ihrer Spaltung in „Radikale“ und
„Gemäßigte“, an den von ihm stets mit
Ablehnung gezeichneten österreichischen
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rung des Generalstreiks“, ihre Kritik,
wonach der belgische Generalstreik „im
voraus in die Fesseln der Legalität“ ge-
schmiedet, aus einem „Kriegsmarsch“
zur „Sonntagsparade“ degradiert wor-
den war, indem „vor dem Angesicht des

Feindes“ die Kanonenbewaffnung in
das Wasser geworfen wurde, ab.

Viktor Adlers Zorn bezog sich auf Lu-
xemburgs These von der Wirkungslosig-
keit rein parlamentarischen Agierens ohne
Druck der Massen, richtete sich gegen Lu-
xemburgs Kritik des „sozialistischen Le-
galismus“. Luxemburg hatte nach der Nie-
derlage der belgischen Genossen und auch
in Nachwirkung der französischen „Mille-
randismus-Krise“ in der Tat festgehalten:
„Ihre parlamentarische Aktion blieb wir-
kungslos, weil hinter ihr der Druck des
Generalstreiks ausblieb. Und der General-
streik blieb wirkungslos, weil hinter ihm
die freie Entfaltung der Volksbewegung,
das Gespenst der Revolution nicht drohte.
Mit einem Worte: Die außerparlamentari-
sche Aktion wurde der parlamentarischen
aufgeopfert, aber dadurch gerade wurden
beide zur Unfruchtbarkeit und der ganze
Kampf zum Fiasko verurteilt.“ Die Van-
dervelde-Parteiführung hat geradezu der
belgischen Bourgeoisie das Recht, „die

Bewegungen der Arbeiterkolonnen [zu]
bestimmen und nötigenfalls den General-
streik ab[zu]kommandieren“, überlassen:
Die Niederlage ist für Luxemburg – so wie
für Mehring – ein Ergebnis des sozialde-
mokratischen „Opportunismus“.17

In direkter Antwort auf den
von Viktor Adler gestützten
Emile Vandervelde wider-
sprach Rosa Luxemburg in der
Neuen Zeit im Mai 1902 sozial-
demokratischen Illusionen von
der „bürgerlichen Gesetzmäßig-
keit“, der „Theorie des soziali-
stischen Legalismus“: „Mit ei-
nem Worte: Was sich als bür-
gerliche Gesetzmäßigkeit prä-
sentiert ist nichts anderes als die
von vornherein zur verpflich-
tenden Norm erhobene Gewalt
der herrschenden Klasse.“

Die Frage nach der anzuwen-
denden sozialistischen Gewalt,
also die Frage nach der not-
wendigen Radikalisierung,
dem Fortentwickeln der sozia-
listischen Kampfaktion ist für
Rosa Luxemburg unausweich-
lich. Viktor Adler hält allein
die Fragestellung für verfehlt.

Geradezu paradox schien es
Luxemburg, die belgische Nie-
derlage für die Forderung nach
einem opportunistisch rechten
Kurswechsel zu instrumentali-
sieren, also auf den Kopf ge-
stellt die schüchterne Rede vom
„Generalstreik“ für den Misser-
folg verantwortlich zu machen:

„Die wichtigste Lehre des belgischen Ex-
perimentes lautet also nicht gegen den
Generalstreik als solchen, sondern umge-
kehrt gegen eine parlamentarische Allianz
mit dem Liberalismus, die jeden General-
streik zur Unfruchtbarkeit verurteilt.“

Parlamentarische Hoffnungen gehen
nach Luxemburg vielmehr einher mit Il-
lusionen über das Ende der objektiven
Gewalt bürgerlicher Klassenherrschaft:
„Es genügt, sich diese einfachen Tatsa-
chen zu vergegenwärtigen, um einzuse-
hen, dass die Frage: Revolution oder rein
gesetzlicher Übergang zum Sozialismus?
nicht eine Frage der sozialdemokrati-
schen Taktik, sondern vor allem eine
Frage der geschichtlichen Entwicklung
ist. Mit anderen Worten: Indem unsere
Opportunisten die Revolution aus dem
proletarischen Klassenkampf eliminie-
ren, dekretieren sie damit zugleich nicht
mehr und nicht weniger, als dass die Ge-
walt aufgehört hat, ein Faktor der moder-
nen Geschichte zu sein.“

wieder einsteckten, ohne sie versucht zu
haben.“ Auch August Bebel teilt diese
Einschätzung, versteht Adlers Angriff
auf Luxemburg und Mehring nicht, ist
der Ansicht, dass Adler nur bei den
„schlimmsten Opportunisten“ der deut-
schen Sozialdemokratie mit sei-
ner Verteidigung von Vander-
veldes Rückzugstaktik ein posi-
tives Echo finden wird, so beim
späteren Sozialchauvinisten Al-
bert Südekum: „Südekum aller-
dings wird Dich darob in sein
Herz schließen.“ Vandervelde,
der „hohle Poseur“, der mit den
„Liberalen mogelt“, hat nicht
zufällig während der belgischen
Straßenkämpfe in seinem klein-
bürgerlichen Milieu mit Süde-
kum diniert: „Hast Du das Bild
gesehen, wo [Südekum] mit
Herrn und Frau Vandervelde
beim Diner in ihrer luxuriösen
Villa photographiert ist? Auf
derselben Seite des Brüssler il-
lustrierten Blattes erschienen
Photographien der
Straßenkämpfe! Auch eine Iro-
nie der Geschichte.“ (Briefe
von Karl Kautsky an Viktor
Adler vom 19. und 23. Mai
1902 in: BVA, 395–402.)

An Franz Mehring mag Vik-
tor Adler geärgert haben, dass
dieser die belgische Niederlage
dem Bruch „mit der alten, ehr-
lichen, revolutionären Taktik
des klassenbewußten Proleta-
riats“ zuschrieb, d.h. dem
„staatsmännischen“ Verhalten der belgi-
schen Genossen, wonach „das dortige
Proletariat noch nicht reif“ sei, wonach
die belgischen Arbeiter von einer aus-
ländischen Militärintervention, von den
„Bajonetten der Preußen und Franzo-
sen“ bedroht gewesen wären. Von Meh-
rings These, der Abbruch der belgischen
April-Streikbewegung zeugt von den
„Früchten“ des „Opportunismus“ und
„Revisionismus“, fühlte sich Viktor Ad-
ler provoziert. Im Mai 1902 hatte Meh-
ring notiert, dass die Niederlage der bel-
gischen Wahlrechtsbewegung zu den
würdelosen, demoralisierenden Nieder-
lagen zählt. Diese Niederlage in einem
kleinen Land galt Mehring als „europäi-
sche Blamage“ der sozialistischen Ar-
beiterbewegung.16

Viktor Adler lehnte offenbar Rosa
Luxemburgs Polemik gegen die soziali-
stische „Kompromissallianz mit den Li-
beralen“, ihre Angriffe auf das „Zau-
dern der Sozialisten in der Proklamie-

Franz Mehring (1846–1919)
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Die Rechten, die phobisch auf den po-
litischen Massenstreik einschlagen, in-
dem sie ihn auf die anarchistische Gene-
ralstreikutopie reduzieren, mögen die
Brutalität der Klassenjustiz nach innen
(u.a. „Löbtau 1899“) und die imperiali-
stischen Gewalttaten nach außen als Bei-
spiele „bürgerlicher Gesetzmäßigkeit“
zur Kenntnis nehmen: „Daran ist nun das
Phantastische der ganzen Theorie des so-
zialistischen Legalismus zu messen.
Während die herrschenden Klassen in
vollem Umfang, in ihrem ganzen Tun
und Lassen sich auf die Gewalt stützen,
soll das Proletariat allein im Kampfe ge-
gen diese Klassen auf den Gebrauch der
Gewalt von vornherein und ein für alle-
mal verzichten. Und zwar welches fürch-
terliche Schwert soll ihm als Waffe zur
Niederzwingung der herrschenden Ge-
walt dienen? Dieselbe Gesetzlichkeit, in
der sich die Gewalt der Bourgeoisie zu
einer herrschenden, zur gesellschaftli-
chen Norm stempelt!“

Arbeitergewalt ist dementsprechend
nicht nur als „Mittel der Defensive“ etwa
zum Schutze des Wahlrechts, des Streik-
rechts, gegen einen bonapartistischen
Staatsstreich erforderlich, sondern auch
das „unersetzliche Mittel der Offensive
dort, wo das gesetzliche Terrain des
Klassenkampfes erst zu erobern ist“, so
Luxemburg gegen jene Sozialdemokra-
ten, die die „bürgerliche Demokratie“ für
die Form der „über allen Klassen stehen-

Nicht nur Kautskys Verdacht, Adler
verrate marxistische Prinzipien, stimmte
Luxemburg zu, auch Bebels und Kauts-
kys Kritik an der österreichischen Wahl-
rechtskampagne als einer opportunistisch
angelegten machte sie sich nur zu gerne
zu ihrer eigenen. (Luxemburg an Clara
Zetkin am 7. Juli 1907, in GB 2, 297)

Rosa Luxemburg beantwortete die par-
tei- und gewerkschaftsbürokratische Di-
stanz zum politischen Massenstreik, der
allenfalls als „Vorratskanone“ im Arsenal
zu halten ist, mit einem: „Leben wir denn
tatsächlich im Jahre der glorreichen russi-
schen Revolution, oder stehen wir in der
Zeit zehn Jahre vor ihr?“ Sahen die Partei-
rechten in eskalierenden Massenaktionen
eine Gefährdung der Partei- und Gewerk-
schaftsapparate, so führte Luxemburg
aus: Nein, die russischen revolutionären
Massenstreikaktionen lehren, dass diese
die Organisationen der Arbeiterschaft, die
Kampfkraft der Arbeiterklasse nicht nur
nicht gefährden, sondern stärken, umge-
kehrt demoralisieren „parlamentarische
Techtelmechtel“ und „Kleingeisterei“
vom Zuschnitt der belgischen Vandervel-
de-Taktik 1902 das Proletariat.20

Der politische Massenstreik ist viel-
mehr – so Rosa Luxemburgs Lehre aus
der Russischen Revolution 1905 – der
politische Organisator, er zieht spontan
aus der sich steigernden politischen Be-
wegung – etwa aus Demonstrationen für
das Wahlrecht, aus oft lokalen ökonomi-
schen Lohnstreikbewegungen oder aus
Aktionen für den Achtstundentag heraus
– auch unorganisierte, besonders ausge-
beutete, „helotische“ Arbeiterschichten
in den Kampf. Er kann nicht geheim un-
ter „Erlassung eines Diskussionverbots“
vom Partei- und Gewerkschaftsapparat
als ein „vom ‚Generalstab‘ ausgeheckter
und kommandierter Überrumpelungs-
plan“ zu einem bestimmten Kalendertag
fixiert werden, er kann deshalb auch
nicht als anarchistische Generalstreiku-
topie „eines schönen Morgens“, als „Ge-
neralunsinn“ diffamiert werden.21

Lakonisch schrieb Luxemburg am 14.
Oktober 1905 an Leo Jogiches: „Victor-
Leben ist wegen Jena wütend auf mich,
er zischt geradezu, wenn er von mir
spricht, was mir sehr viel Freude macht.“
(GB 2, 200)

Teil II des Beitrags folgt in der nächsten
Ausgabe der „Mitteilungen der Alfred
Klahr Gesellschaft“.

Anmerkungen:
1/ Abkürzungen: BVA für Viktor Adler-Brief-
wechsel, GB für Rosa Luxemburg-Briefwechsel

den“ Demokratie an sich
halten, die glauben, dass
„der Sozialismus nur durch
die Demokratie des bürgerli-
chen Staates verwirklicht
werden“ kann. 

Rosa Luxemburg wollte
dabei nicht auf den von Frie-
drich Engels in den 1890er
Jahren für überholt erklärten
„Barrikadenkampf“ abstel-
len, sondern nur vor der Illu-
sion „friedlich“ reformisti-
schen „Hineinwachsens“ in
den Sozialismus warnen:
„Der Parlamentarismus als
alleinseligmachendes politi-
sches Kampfmittel der Ar-
beiterklasse ist ebenso phan-
tastisch und in letzter Linie
reaktionär wie der alleinse-
ligmachende Generalstreik
oder die alleinseligmachende
Barrikade. (…) Aber die kla-
re Einsicht in die Notwen-
digkeit der Gewaltanwen-
dung sowohl in einzelnen
Episoden des Klassenkampfs

wie zur endgültigen Eroberung der
Staatsgewalt ist dabei von vornherein un-
erlässlich, sie ist es, die auch unserer
friedlichen, gesetzlichen Tätigkeit den ei-
gentlichen Nachdruck und die Wirksam-
keit zu verleihen vermag.“ Ein offener
sozialistischer Gewaltverzicht „von vorn-
herein“, wie ihn „die Opportunisten na-
helegen“, ein Einschwören der „Arbeiter-
massen auf die bürgerliche Gesetzlich-
keit“ führt nach Luxemburg dazu, dass
der ganze „parlamentarische und sonstige
politische Kampf früher oder später kläg-
lich in sich selbst zusammen[fällt]“ und
„der uneingeschränkten Herrschaft der
Gewalt der Reaktion das Feld“ geräumt“
werden muss.18

11990055:: VViikkttoorr AAddlleerr eeiinn 
VVeerrrräätteerr aamm MMaarrxxiissmmuuss““??

Im Streit über den Massenstreik in Fol-
ge der russischen Revolutionserfahrun-
gen verglich Rosa Luxemburg am 3. Ok-
tober 1905 Viktor Adler mit den deut-
schen Parteirechten Richard Gradnauer
und Kurt Eisner: „Karolus hatte sich
über einen gemeinen Artikel Adlers in
der ‚Wiener Arbeiter-Zeitung‘ – ‚Zum
Jenaer Parteitag‘ – mit einer bösartigen
Polemik gegen den Generalstreik, ganz
im Geiste von Eisner und Gradnauer
geärgert.“ Kautsky hat Viktor Adler des-
halb gegenüber Rudolf Hilferding als ei-
nen „Verräter am Marxismus“ bezeich-
net. (GB 2, 198)19

Viktor Adler (1852–1918)
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8/ Rosa Luxemburg am 15. September 1903 an
Leo Jogiches, in Rosa Luxemburg: Gesammelte
Briefe, 5 Bände, Berlin 1982–1984 (=im Folgen-
den: GB 1, GB 2, …), Band 2, 38.
9/ Victor Adler: Revisionismus und Reformis-
mus. der Stuttgarter Parteitag („Arbeiter-Zei-
tung“ vom 16. Oktober 1898), in derselbe: Der
Aufbau der Sozialdemokratie. (=Victor Adlers
Aufsätze, Reden und Briefe VI/1), Wien 1929,
222–229, hier 228.
10/ Rosa Luxemburg: Zum kommenden Partei-
tag (Leipziger Volkszeitung 14.–16. September
1899), jetzt in dieselbe: Gesammelte Werke 1/1,
Berlin 1990, 516–536, hier 526, 528, 530.
11/ Victor Adler: Bernsteins Theorie und Taktik
(„Arbeiter-Zeitung“ vom 2. April 1899), in dersel-
be: Der Aufbau der Sozialdemokratie. (=Victor
Adlers Aufsätze, Reden und Briefe VI/1), Wien
1929, 229–238, hier 236.
12/ Viktor Adler: Das Wiener Programm. Un-
maßgebliche Betrachtungen („Neue Zeit“ 19/Nr.
51, 1901), jetzt in derselbe: Der Aufbau der So-
zialdemokratie. (=Viktor Adlers Aufsätze, Reden
und Briefe VI/1), Wien 1929, 301–308. – 1899
hatte Viktor Adler sogar von Bernsteins gewerk-
schafts- und kommunalsozialistischen Ideen ler-
nen wollen: „Seine Kapitel über die Leistungs-
fähigkeit der Wirtschaftsgenossenschaften und
der Gewerkschaften und über den Kommunal-
sozialismus wird, so viel Bekanntes sie enthal-
ten, niemand ohne wirkliche Förderung und An-
regung lesen.“
13/ Zu Viktor Adlers „versöhnlerisch“ moderater
Kritik an Bernsteins Revisionismus vgl. Peter
Kulemann: Am Beispiel des Austromarxismus.
Sozialdemokratische Arbeiterbewegung in
Österreich von Hainfeld bis zur Dollfuß-Diktatur,
Hamburg 1982, 111–114.
14/ Hier und im Folgenden kurz „1/1, …“ Rosa
Luxemburg: Sozialreform oder Revolution? Mit
einem Anhang: Miliz oder Militarismus (Verlags-
anstalt der Leipziger Volkszeitung, Leipzig
1899), jetzt in dieselbe: Werke 1/1, Berlin 1990,

367- 466. Viktor Adlers Beiträge zum Revisio-
nismusstreit wurden von Rosa Luxemburg in
„Sozialreform oder Revolution?“ übrigens trotz
Kenntnis nicht zitiert.
15/ Vgl. den Arbeiterradikalismus gegen die Vik-
tor-Adler’sche Parteihistoriographie rehabilitie-
rend Anna Staudacher: Sozialrevolutionäre und
Anarchisten. Die andere Arbeiterbewegung vor
Hainfeld. Die radikale Arbeiter-Partei Öster-
reichs (1880–1884), Wien 1988.
16/ Vgl. Franz Mehring: Ein dunkler Maitag
(1902), jetzt in derselbe: Politische Publizistik
1891 bis 1904. (=Gesammelte Schriften 14),
Berlin 1972, 464–468.
17/ Vgl. Rosa Luxemburg: Das belgische Expe-
riment (1902), in dieselbe: Gesammelte Werke
1/2, Berlin 1974, 212–219. Zuvor auch Rosa Lu-
xemburg: Die Ursache der Niederlage (Leipzi-
ger Volkszeitung vom 22. April 1902), in diesel-
be: Gesammelte Werke 1/2, Berlin 1974,
208–211: „Die Masse wollte ausharren, sie war
zu jedem Opfer bereit, die Führer erklärten
selbst die Fortsetzung des Generalstreiks für
absolut notwendig, aber die Bourgeoisie be-
schloss: Waffen nieder! Und die Sozialisten pa-
rierten aufs Kommando der ‚Alliierten‘.“
18/ Vgl. Rosa Luxemburg: Und zum dritten Male
das belgische Experiment (1902), in dieselbe:
Gesammelte Werke 1/2, Berlin 1974, 229–248.
19/ Vgl. Adlers Beiträge zur General-/Mas-
senstreikdiskussion 1905 Viktor Adler: Interna-
tionale Taktik. (=Aufsätze, Reden und Briefe 7),
Wien 1929, 118–137.
20/ Vgl. dazu Rosa Luxemburg: Rede über die
erste russische Revolution und die deutsche Ar-
beiterbewegung auf dem Parteitag der Sozial-
demokratischen Partei Deutschlands vom
17. bis 23. September 1905 in Jena, in dieselbe:
Gesammelte Werke 1/2, Berlin 1974, 601–603.
21/ Vgl. Rosa Luxemburg: Massenstreik, Partei
und Gewerkschaften (Hamburg 1906), jetzt in
dieselbe: Gesammelte Werke 2, Berlin 1990,
91–170.

– Vgl. generell Georg Fülberth/Jürgen Harrer:
Die deutsche Sozialdemokratie 1890–1933,
Darmstadt–Neuwied 1974, 57–70 und 80–100
und/oder Karl Heinz Roth: Die „andere“ Arbei-
terbewegung und die Entwicklung der kapitali-
stischen Repression von 1880 bis zur Gegen-
wart. (Trikont. Schriften zum Klassenkampf 39),
2. Auflage, München 1976.
2/ Vgl. Otto Bauer: Die Akkumulation des Kapi-
tals [„Neue Zeit“ – 1913], in: Otto Bauer, Werke 7,
Wien 1979, 1015–1040. Rosa Luxemburg: Die
Akkumulation des Kapitals oder was die Epigo-
nen aus der Marxschen Theorie gemacht haben.
Eine Antikritik (Leipzig 1921), in dieselbe: Gesam-
melte Werke 5, Berlin 1990, 413–523, hier 475f.,
498, 502, 511f., 517, 521–523.
3/ Vgl. Otto Bauer: Sozialismus und Antisemitis-
mus, in: Der Kampf 4 (1910/11 [1. November
1910], 94f. – Vgl. zur antisemitischen Kampagne
wegen der „Schnaps handelnden“ jüdischen Vor-
fahren von Rosa Luxemburg – und im Folgenden
generell Anneliese Laschitza: Rosa Luxemburg.
Im Lebensrausch trotz alledem. Eine Biographie,
Berlin 2000, 367–370. – Gelegentlich hatte Lu-
xemburg Kontakt zu Adelheid Popp, deren „Erin-
nerungen einer jugendlichen Arbeiterin“ (1909)
ihr bekannt waren. – vgl. u.a. GB 2, 18.
4/ Vgl. Hans Mommsen: Die Sozialdemokratie
und die Nationalitätenfrage im habsburgischen
Vielvölkerstaat (1867–1907), Wien 1963, 253,
256f. – Vgl. zu den Flügelkämpfen zwischen
polnischen sozialistischen Organisationen, vor
allem in der Frage eines wiederherzustellenden
polnischen Nationalstaats, in der Frage, ob eine
einzige polnische sozialistische Arbeiterpartei
über alle drei – die deutsche, österreichische
und russische – Teilungszonen hinweg zu er-
richten sei, sowie zu Luxemburgs Ablehnung
des „Sozialpatriotismus“ innerhalb der „Polni-
schen Sozialistischen Partei (PPS)“ – und im
Folgenden generell Paul Frölich: Rosa Luxem-
burg. Gedanke und Tat, Frankfurt 1967, 38–56.
5/ Viktor Adler am 13. Mai 1896 an Karl Kauts-
ky, in: Victor Adler. Briefwechsel mit August Be-
bel und Karl Kautsky, [u.a.] gesammelt und er-
läutert von Friedrich Adler, hrg. vom Parteivor-
stand der Sozialistischen Partei Österreichs,
Wien 1954 (=im Folgenden abgekürzt: BVA),
207. – Vgl. Rosa Luxemburg: Neuere Strömun-
gen in der polnischen sozialistischen Bewegung
in Deutschland und Österreich („Neue Zeit“
1895/96), in dieselbe: Gesammelte Werke 1/1,
Berlin 1990 14–36.
6/ Vgl. Rosa Luxemburg: Der Sozialismus in Po-
len (1897), in dieselbe: Gesammelte Werke 1/1,
Berlin 1990, 82–93, hier 89.
7/ Vgl. Rosa Luxemburg: Ausnahmezustand
über Österreichisch-Galizien (Sächsische Arbei-
ter-Zeitung vom 13. Juli 1898), in dieselbe: Ge-
sammelte Werke 1/1, Berlin 1990, 226f. und Ro-
sa Luxemburg: Galizische Wahlagitation (Leip-
ziger Volkszeitung vom 7. Juli 1911), in diesel-
be: Werke 2, Berlin 1990, 560–565.

NNeeuueerrsscchheeiinnuunngg
Peter Goller: „Während der Schlacht ist es schwer,
Kriegsgeschichte zu schreiben, …“ Geschichts-
schreibung der österreichischen Arbeiterbewegung
vor 1934. Wien: Verlag der Alfred Klahr Gesellschaft 2009
(Quellen & Studien, Sonderband 10)
112 S., 8,– Euro, ISBN 978–3–9501986–6–9

Viktor Adler hat 1908 bedauert, dass die „notwendigsten Vorar-
beiten für ein eindringendes Verständnis der Geschichte der proletarischen Bewegung
fehlen“: „Während der Schlacht ist es schwer, Kriegsgeschichte zu schreiben, (…).“ Die
bürgerliche Geschichtswissenschaft an den österreichischen Universitäten ignorierte das
Thema. Vielmehr entstanden die ersten historischen Rückblicke am Ende des 19. Jahr-
hunderts zur eigenen Selbstverständigung, zum „Behelf der Agitation“ aus der sozialde-
mokratischen und auch aus der „anderen“ radikalen Arbeiterbewegung selbst. Wichtige
erste Beiträge zur Geschichte der österreichischen Arbeiterbewegung lieferten etwa Carl
Grünberg, Ludwig Brügel, Julius Deutsch, Emil Strauß oder August Krcal.

Bezugsmöglichkeit: klahr.gesellschaft@aon.at
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2222 Bericht

Schattendorf bzw. 11. März 1938 in Ei-
senstadt). Ausstellung und Begleitbände
werden jeweils von kurzen historischen
Überblicken über den behandelten Zeit-
abschnitt und seine wichtigsten politi-
schen Schlaglichter eingeleitet. Der di-
daktische Aspekt steht immer im Vorder-
grund; ihm wird sowohl mit kurzen bio-
grafischen Darstellungen der wichtigsten

Akteure Rechnung getragen als auch mit
Zeittafeln oder dem Abdruck von Ori-
ginaldokumenten bzw. historischem
Bildmaterial. Hier, im Konzept einer ge-
wissen Publikumsfreundlichkeit, liegt
auch die dezidierte Stärke der Arbeit.
Leider währt die Freude darüber nicht
lange, wenn man etwas ins Detail geht.

Zentrale These der Ausstellung ist et-
wa die Deutung der burgenländischen
Zwischenkriegszeit als eine Art „Nieder-
lage“ für die österreichische Demokratie.
Der Demokratiebegriff bzw. die unter-
schiedlichen Deutungen, die ihm von
den einzelnen politischen Lagern beige-
messen wurden, verschwindet jedoch un-
spezifiziert zugunsten eines Interpretati-
onsrasters, das etwa die Ereignisse von
Schattendorf als Ausdruck einer generel-
len „Militarisierung der politischen La-

ger“ und „vermehrte(n) Gewaltbereit-
schaft in der Gesellschaft durch parami-
litärische Verbände“ (Vorwort Landesrat
Bieler, Schattendorf 1927, S. 4) begreift.
Historische Ursachenforschung soll
nicht betrieben werden; über den Ab-
wehrkampf der in dieser Zeit zum größ-
ten Teil in der SDAP organisierten bur-
genländischen und österreichischen Ar-
beiterbewegung gegen eine immer re-
pressiver auftretende bürgerliche Reakti-
on wird kein Wort verloren. Vielmehr
geht es um die deskriptive Darstellung
der Ereignisse, die am 30. Jänner 1927
schließlich zu den Schüssen von Schat-
tendorf als ihrem „tragischen Höhe-
punkt“ (Schattendorf 1927, S. 5) führten.
Schattendorf wird zur „Katastrophe“ sti-
lisiert und zum Beginn einer „Radikali-
sierung der österreichischen Innenpoli-
tik“, die schließlich in die „Selbstaus-
schaltung“ des Parlaments und den Bür-
gerkrieg von 1934 eingemündet habe
(Einladungsfolder Burgenlandschicksal
1922–1938). In diesem Kontext wirkt
auch die auszugsweise Wiedergabe eines
Briefes des kürzlich verstorbenen Fred
Sinowatz an Josefa Trimmel-Tschar-
mann, der Tochter des im Prozess ange-
klagten Hieronymus Tscharmann, glei-
chermaßen tendenziös wie schlüssig: „Es
war“, so Sinowatz“, „jedenfalls eine tra-
gische Verstrickung, die den Beginn des
Zerfalls der Demokratie in Österreich
bedeutete. Mehr kann ich dazu in einem
kurzen Brief nicht darlegen – meine An-
teilnahme gilt jedenfalls allen Opfern
dieser schicksalshaften Zeit.“ (Schatten-
dorf 1927, S. 32) Republikgeschichte
wird so den realen historischen Akteuren
und deren politischen Zielsetzungen ent-
zogen und darf nur mehr innerhalb der
Kategorien „Opfer“ oder „Schicksal“
Geltung beanspruchen. Auch Täter gibt
es keine mehr, wie auch schon in der For-
mulierung des Einladungsfolders zur
Sonderausstellung ersichtlich wird: Der
Schutzbündler Matthias Csmarits und der
sechsjährige Josef Grössing wurden nicht
erschossen, sondern „fanden […] den
Tod“. Hier wird von den Ausstellungs-
machern und Autoren der gleichnamigen
Begleitbände sichtbar versucht, die bis
heute unterschiedlichen Interpretationen
der Ereignisse auf einen – etwas pole-
misch formuliert – großkoalitionären
Nenner zu bringen und aufzulösen. 

Dies wird auch im zweiten Teil der

Die verstärkte Beschäftigung der Kul-
turabteilung der burgenländischen

Landesregierung mit zeitgeschichtlichen
Themen der Landeshistorie ist seit dem
„Jubiläumsjahr“ 2005 und der hier eröff-
neten Sonderausstellung im Burgenländi-
schen Landesmuseum („Russenzeit. Be-
freiung 1945 – Freiheit 1955“) bemerk-
bar. Seither haben sich jährlich Sonder-
ausstellungen mit unterschiedlicher the-
matischer Schwerpunktsetzung abge-
wechselt: 2006 folgte – mit eher unglück-
licher Bezeichnung – „Vom Traum zum
Trauma. Der Ungarnaufstand 1956“, im
Jahr 2007 „Schattendorf 1927. Demokra-
tie am Wendepunkt“ und schließlich im
letzten Jahr, anlässlich des 70. Jahresta-
ges des Anschlusses Österreichs an Hit-
ler-Deutschland, „Der Weg zum An-
schluss. Burgenlandschicksal 1928–
1938“. Die letzten beiden Ausstellungen
werden nun ohne inhaltliche Modifikati-
on zu einer Sonderausstellung unter dem
Titel „Burgenlandschicksal 1922–1938“
auf Burg Schlaining, dem Standort des
international renommierten Österreichi-
schen Studienzentrums für Frieden und
Konfliktlösung sowie des Europäischen
Museums für Frieden, zusammengezo-
gen und ab April der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht. Gemeinsam mit der
für November geplanten Ausstellung im
Burgenländischen Landesmuseum zu den
Ereignissen von 1989 bilden sie die zen-
tralen Bestandteile des diesjährigen zeit-
historischen Ausstellungsprogrammes
von offizieller Landesseite.

Die gesamte Zeitspanne der Zwi-
schenkriegszeit im Burgenland, das auf-
grund der komplexen staatspolitischen
Verhältnisse nach dem Ersten Weltkrieg
erst 1921/22 in österreichische Verwal-
tung überging, im Rahmen einer Ausstel-
lung abdecken zu wollen, ist dabei eine
durchaus ambitionierte Zielsetzung, die
die Kuratoren verfolgen. Im Mittelpunkt
der Ausstellung stehen darum (ebenso
wie in den im Vorfeld erstellten Begleit-
bänden) die Darstellung der politischen
Konfliktgeschichte des Burgenlandes und
deren Einbettung in den Kontext der ge-
samt-österreichischen Entwicklung. Der
Schwerpunkt liegt hier nicht in einer um-
fassenden historischen Problematisie-
rung, sondern in der Wiedergabe der
wichtigsten Fakten und in der teils minu-
tiösen Recherche einzelner Tagesereig-
nisse (so etwa des 30. Jänner 1927 in

„Burgenlandschicksal 11922–1938“
ZZuurr SSoonnddeerraauusssstteelllluunngg ddeess LLaannddeess BBuurrggeennllaanndd aauuff BBuurrgg SScchhllaaiinniinngg
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Ausstellung, der sich den Ereignissen
von 1928–1938 widmet, durchgehalten.
Auch hier kam es am 12. Feber 1934 zur
„Katastrophe“ (Der Weg zum Anschluss,
S. 25). Penibel wird in der Ausstellung
auch die Bezeichnung des unter Dollfuß
etablierten politischen Systems als fa-
schistische Herrschaftsformation vermie-
den (zwar spricht der Einladungsfolder
von „Austrofaschismus“, setzt den Be-
griff aber in Anführungszeichen und voll-
zieht somit implizit seine Relativierung).
Die Autoren sprechen von einem „auto-
ritären Ständestaat“, den man mittels neu-
er Verfassung zu legitimieren versucht
habe. Erst später, in Verbindung mit der
Darstellung der teils drastischen Verfol-
gungsmaßnamen des Regimes gegen die
Aktivisten der Arbeiterbewegung, erfolgt
im Begleitband auch die Kennzeichnung
als „austrofaschistischer Ständestaat“
(Der Weg zum Anschluss, S. 35).

Begleitband und Ausstellungsinhalt
weisen zudem nicht selten unterschiedli-
che Akzentuierungen auf, die manches
Mal nicht unproblematisch sind. So er-
scheint es nicht einleuchtend und als Zu-
geständnis an politische Opportunitäten,
im Begleitband zwar den Widerstands-
kampf der burgenländischen Kommuni-
sten gegen das austrofaschistische Regi-
me in durchaus angemessener Breite dar-
zustellen, in der Ausstellung aber nur die
„Widerstands-Biografie“ des Sozialde-
mokraten Johann Szoldatics anzuführen.
Überhaupt gerät die Darstellung des Wi-
derstandes sowohl gegen den Austrofa-
schismus als auch gegen das Hitlerregi-
me in der Ausstellung viel zu kurz. Als
besonders hinterfragbar erscheint in die-
sem Kontext, dass im Begleitband zum
zweiten Teil sozialdemokratischer und
kommunistischer Widerstand gegen Hit-
ler in einem Atemzug genannt werden
(Der Weg zum Anschluss, S. 75). Wenn
in weiterer Folge nur noch, ohne weitere
Differenzierung, von „Widerstandsgrup-
pen“, im besten Falle noch von „linken
Widerstandsgruppen“ gesprochen wird,
so verklärt dies die Geschichte in Rich-
tung einer gemeinsamen Abwehrfront
der illegalisierten Arbeiterbewegung, die
die Passivität des überwiegenden Teils
der sozialdemokratischen Parteigänger
im Burgenland vollkommen ausblendet
und den überwiegenden Anteil der Kom-
munisten an diesem Widerstandskampf
gleichzeitig relativiert. Hier ordnet sich
auch der von den Autoren attestierte Be-
ginn einer „Volksfront gegen Hitler“
(Der Weg zum Anschluss, S. 41f.) im
Burgenland in den letzten Tagen vor
dem 11. März 1938 ein, der die ambiva-

Bericht/Rezension 2233

Heimo Halbrainer, Gerald Lamprecht,
Ursula Mindler: Unsichtbar. NS-Herr-
schaft: Verfolgung und Widerstand in der
Steiermark. Graz: CLIO 2008, 312 S.,
Bestellungen an: verlag@clio-graz.net

Nach einleitender Darlegung der Ge-
schichte der ersten Republik, die

nach einer kurzen Phase der sozialen Re-
volution 1918/19 im Zeichen der bürger-
lichen, sich des Faschismus bedienenden
Restauration, also im Zeichen von Sozi-
alabbau und der schrittweisen Unter-
drückung der politischen und gewerk-
schaftlichen Organisationen der Arbeiter-
klasse bis hin zum 12. Februar 1934
stand, stellen die Autoren den Repressi-
onsapparat des lokalen NS-Regimes und
die ns-faschistische „Machtergreifung“ in
der Steiermark 1938 mit all ihren Metho-
den dar: Judenverfolgung, Pogrome, Ro-
ma- und Sinti-Verfolgung, „Volksfein-
de“/„Asoziale“-Markierung bei gleichzei-
tiger „Volksgemeinschafts“-Propaganda,

„Arisierungen“, Zwangsarbeit, etc.
Entgegen dem Buchtitel „unsichtbar“

ist es eines der großen Verdienste des
Autorenteams, den bestialisch agierenden
Unterdrückungsapparat der Polizei und
der Justiz konkret namentlich sichtbar ge-
macht zu haben, so etwa über die Biogra-
phien der steirischen Gestapo-Folter-
knechte (112–121, vgl. auch 55, 60, 87,
162f.). Das Buch – zugleich umfangreich
dokumentierter, begleitender Ausstel-
lungskatalog – zeigt ferner auf, dass viele
faschistische Kader und zahlreiche nazi-
stische Propaganda- und Verfolgungsi-
deologien über die Befreiung von 1945
hinaus „kontinuierlich“ wirksam blieben.

Die beiden Autoren und die Autorin
beschreiben detailliert den gesamten
steirischen Widerstand, den Alltagswid-
erstand, den religiösen, oft österreichisch
patriotisch motivierten Widerstand über
die politischen Lager hinweg.

Die Leser und Leserinnen der Mittei-
lungen der Alfred Klahr Gesellschaft sol-
len an Hand von einigen bekannten Na-
men auf den Buchabschnitt über den
kommunistischen und sozialistischen Ar-
beiterwiderstand hingewiesen werden
(203–234): Luise Reiter, Richard Zach,
Elisabeth Sinic, August Pirker, Anton
Buchalka, Dr. Franz Weiß, Karl Drews,
Josef Neuhold, Herbert Eichholzer, Franz
Hiebler, Maria Cäsar-Kreth, die Partisa-
nen in der Obersteiermark von Sylvester
Heider, über Sepp Filz zu Max Mu-
chitsch, die Koralmpartisanen, die Steirer
im österreichischen Bataillon, und viele
weitere Biographien und Schicksale von
Genossen und Genossinnen mehr.

Die wichtige Arbeit von Halbrainer,
Lamprecht und Mindler, die erstmals (!)
vor allem den Widerstand in der Steier-
mark systematisch zusammenfasst,
schließt mit einer Bücherliste, die alle Li-
teratur zum Thema umfasst und alles Bild-
und Quellenmaterial verzeichnet. Weitere
Informationen unter: www.clio-graz.net.

PETER GOLLER

lente Haltung der Sozialdemokratie ge-
genüber Kommunisten auf der einen und
Austrofaschisten auf der anderen Seite
vollkommen ausklammert. Dass der zu
diesem Anlass produzierte Kurzfilm
über die Märztage des Jahres 1938 dann
den Protest der Sowjetunion mit keinem
Wort erwähnt, stellt nur eine Marginalie
dar, passt sich jedoch nahtlos in das Ge-
samtgefüge ein.

Wenngleich der Rahmen einer Aus-
stellung gewissen Sachzwängen unter-
worfen ist und auch in den Begleitbän-
den manche Themen nur angerissen wer-
den können, darf man sich doch eine
sachlich fundiertere und ausgewogenere
Darstellung erwarten. So lässt das
Bemühen, bei vielen strittigen Fragen
nur ja nirgends anzuecken, die Grundin-
tention der Kuratoren und Autoren, einen
Anstoß zur Weiterentwicklung und auch
Vermittlung zeitgeschichtlicher The-
menstellung der burgenländischen Lan-
desgeschichte zu geben, leider etwas ver-
blassen und verkehrt sie manches Mal
sogar in ihr Gegenteil.

MARTIN KRENN

Konsens und Konflikt. Schattendorf 1927
– Demokratie am Wendepunkt. Begleit-
band zur Ausstellung. (= Wissenschaftli-
che Arbeiten aus dem Burgenland,
Bd. 119). Eisenstadt 2007.
Der Weg zum Anschluss. Burgenland-
schicksal 1928–1938. Begleitband zur
Ausstellung. (= Wissenschaftliche Arbei-
ten aus dem Burgenland, Bd. 125). 
Eisenstadt 2008.

Gedenkveranstaltung für
Thomas Schönfeld

Chemi-
sches

Institut,
Hörsaal 2
Währinger
Straße 42,
1090 Wien

Donnerstag, 14.5.2009, 16.00
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Die Mitteilungen der Alfred Klahr
Gesellschaft werden vier Mal

jährlich neben den Mitgliedern unserer
Gesellschaft auch an zahlreiche Insti-
tutionen, Vereine und Gesellschaften,
sowie an Personen im In- und Aus-
land, die an den Aktivitäten und Publi-
kationen der ALFRED KLAHR GESELL-
SCHAFT interessiert sind, gesendet.

Aufgrund des erhöhten Umfangs
der Mitteilungen sind die Druckkosten
in den letzten Jahren gestiegen. Darü-
ber hinaus sind wir alljährlich nicht
nur mit einer weiteren Erhöhung der
Posttarife, sondern mit einer insge-
samt schwierigen finanziellen Situati-
on konfrontiert, weshalb wir all jene
bitten, die an einem Weiterbezug der
Mitteilungen der Alfred Klahr Gesell-
schaft interessiert sind und nicht Mit-
glied sind, als Beitrag zu den Druck-
kosten und zum Versand unseres Peri-
odikums ein Jahresabonnement zum
Preis von 4,4– Euro (vier Ausgaben)
bzw. ein Förderabo in einer selbst zu
bestimmenden Höhe zu lösen.

Bitte überweisen Sie diese Summe
auf das Konto der ALFRED KLAHR GE-
SELLSCHAFT (PSK 92023930, BLZ
60.000) bzw. senden Sie uns ein E-
Mail (klahr.gesellschaft@aon.at) mit
dem Subject „Abonnement“. Wir las-
sen Ihnen in diesem Fall umgehend
einen Erlagschein zukommen. Vielen
Dank für Ihre Unterstützung und Ihr
Interesse an unserem Periodikum!

In eeigener SSache

Buchpräsentation

Die beiden im Buch wiedergegebe-
nen und mit einer Einleitung versehe-
nen Dokumente aus der Zeit des Er-
sten Weltkriegs in Österreich sind
drastische Beispiele dafür, zu wel-
chen Resultaten die Ausbeutung ar-

beitender Menschen im kapitalistischen System führen kann. Da sich in man-
chen Bereichen der Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit die einstigen Zu-
stände den heutigen bereits wieder annähern, kann die Lektüre der Dokumente
neben dem historischen auch aktuellen Erkenntniswert für sich beanspruchen.

Das Protokoll des Arbeitertages vom 5. November 1916 in Wien
Mit einem Anhang: „Zur Naturgeschichte des Eisenkartells“

Wien: Verlag der Alfred Klahr Gesellschaft 2009
(Quellen & Studien, Sonderband 11), 112 S., 8,– Euro

Vortrag von Univ.-Prof. Dr. Hans Hautmann
(Institut für Neuere und Zeitgeschichte der Universität Linz)

Alfred Klahr Gesellschaft
Verein zur Erforschung der Geschichte der Arbeiterbewegung

Donnerstag, 9. April 2009, 19.00
Café 7Stern
Siebensterngasse 31, 1070 Wien

Hans Hautmann (Hg.):
„Wir sind keine Hunde“

Nach schwerer Erkrankung ist An-
ton Hofer am 14. Februar 2009

im 82. Lebensjahr verstorben. Als Vor-
sitzender des Gewerkschaftlichen
Linksblocks, als niederösterreichischer
Arbeiterkammerrat und Mitglied der
Leitung des Weltgewerkschaftsbundes,
als Bezirkssekretär der KPÖ in Mistel-
bach und Gänserndorf sowie als Mit-
glied ihres Zentralkomitees und Polit-
büros standen für ihn die Anliegen der
arbeitenden Menschen stets im Mittel-
punkt seines Wirkens. 

1993 unterstützte er die Gründung der
Alfred Klahr Gesellschaft und gehörte

bis 2005
– bis zu
seinem
auf eige-
nen
Wunsch
hin er-
folgten
Aus-
scheiden
– ihrem
Vorstand
an.

Nachrufe

Am 1. März 2009 ist Hans Kalt im
87. Lebensjahr in Wien gestorben.
Kalt gehörte seit 1961 dem ZK der
KPÖ an und war für sie als Abgeord-
neter im Kärntner Landtag, als Se-
kretär des Zentralkomitees, Chefre-
dakteur der Volksstimme und Vorsit-
zender der Finanzkommission tätig.
Bis 1990 gehörte er dem Politischen
Büro der KPÖ an.

Seit den 1990er Jahren war Kalt auf
dem ökonomischen Gebiet vor allem
publizistisch tätig. Der Alfred Klahr
Gesellschaft gehörte Kalt seit ihrer
Gründung im Jahr 1993 als Mitglied
an und war auch in den Mitteilungen
als Autor präsent.


